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Vorwort des Deutschen Städte- und Gemeindebundes

Die tief greifenden Reformen der Arbeits- 

und Sozialpolitik der letzten Jahren hatten er-

hebliche rechtliche, finanzielle, organisatorische 

und personalwirtschaftliche Auswirkungen auf 

die Städte und Gemeinden und stellen die So-

zialpolitik vor Ort vor neue Herausforderungen. 

Auch die demografischen Entwicklungen ver-

ändern die Rahmenbedingungen und Hand-

lungsspielräume für Politik und Gesellschaft.  

Schließlich gilt es die Herausforderungen der 

Globalisierung zu meistern. Für alle genannten 

Entwicklungen gilt, die Städte und Gemeinden 

sind der Bezugspunkt für das Alltagsleben der 

Menschen. Was vor Ort, im unmittelbaren Le-

bens- und Wohnumfeld, geschieht, interessiert 

und betrifft die Menschen konkret. Hier erwar-

ten sie aber auch konkrete Hilfestellung. 

Gemeindliche Sozialpolitik vollzieht sich in-

nerhalb der Grenzen der gestalterischen Frei-

heiten durch die Vorgaben des Bundes und 

der Länder und der vorgegebenen Finanzaus-

stattung. Die Gemeinden müssen immer mehr 

Defizite der vom Bund verantworteten sozialen 

Sicherungssysteme auffangen. Bund und Län-

der bleiben aufgefordert, sowohl die Gestal-

tungsspielräume zu stärken, wie die Finanzaus-

stattung zu verbessern. Vor Ort kennt man die 

Probleme der Bürgerinnen und Bürger, weiß, wo 

sozialpolitische Schwerpunkte zu setzen sind. 

Im Vordergrund gemeindlicher Sozialpolitik 

sollten die Stärkung des eigenverantwortlichen 

Handelns des Einzelnen und die Übernahme 

von Verantwortung für Mitmenschen stehen. 

Gemeindliche Soziapolitik dient vor allem der 

Chancengerechtigkeit der Einwohnerinnen und 

Einwohner. 

Ein Anliegen der Dokumentation ist es, So-

zialpolitik aus der „Ecke“ der reinen Fachpolitik 

herauszuholen und auch als einen maßgeb-

lichen Teil von Stadtentwicklung zu beschrei-

ben. Zugleich soll deutlich gemacht werden, 

dass kreisangehörige Städte und Gemeinden 

sich unabhängig von formalen Zuständigkeiten 

in Umsetzung und Fortschreibung von Sozialpo-

litik engagieren und einmischen müssen. Selbst 

dort, wo die Landkreise Träger der Jugendhilfe 

und der Sozialhilfe sind, dürfen die Gemeinden 

ihre Gestaltungsspielräume nicht abgeben.

Es gibt bereits gute Beispiele in den Gemein-

den. Insoweit sollen die folgenden Ausführungen 

Anregungen für die praktische Sozialpolitik vor 

Ort geben. Sie decken die gesamte Bandbreite 

der soziapolitischen Themen ab, einschließlich 

dem Bürgerschaftlichen Engagement. Für ein 

funktionierendes Gemeinwesen sind das bürger-

schaftliche Engagement von Privaten und Unter-

nehmen sowie die gesellschaftliche Teilhabe al-

ler Einwohner von entscheidender Bedeutung. 

Berlin, im April 2009

Ihr Dr. Gerd Landsberg

Dr. Gerd 
Landsberg

Haupt- 
geschäftsführer 
des DStGB
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1.	Gemeinden gestalten das Zusammenleben 
	 vor Ort

In den Gemeinden („Gemeinde“ 

wird als zentraler Begriff für die 

kreisangehörigen Städte und 

Gemeinden unabhängig von 

ihrer Größe gewählt) zeigen 

sich die gesellschaftlichen 

Entwicklungen zuerst und 

mit aller Deutlichkeit. Hier 

leben Menschen mit unter-

schiedlichsten Hintergründen 

(Kinder und Senioren, Berufstä-

tige und Arbeitslose, Menschen mit 

oder ohne Migrationshintergrund, Be-

hinderte oder Pflegebedürftige) zusammen und bilden 

gemeinsam die örtliche Gemeinschaft. Dieses Zusam-

menleben zu gestalten, ist die wichtigste Aufgabe der 

Gemeinden. Vor Ort konzentrieren sich die Probleme 

und hier entsteht Handlungsbedarf. Dort kann und 

sollte deshalb auch gehandelt werden. 

Unabhängig von bestehenden Zuständigkeiten 

müssen die Gemeinden sich dafür einsetzen, dass sie 

ihren Einwohnerinnen und Einwohnern einen Lebens-

raum mit hoher Lebensqualität bieten. Selbst dort, wo 

die Landkreise Träger der Jugendhilfe und der Sozialhil-

fe sind, dürfen die Gemeinden ihre Gestaltungsspielräu-

me nicht abgeben. Die Neuausrichtung gemeindlicher 

Sozialpolitik meint vielmehr, kreativ und fachlich aktiv 

die Gestaltungsspielräume zu nutzen und diese unter 

Einbeziehung der Kommunalpolitik zu gestalten. Die 

Gestaltungsmöglichkeiten sind jedoch an die jeweiligen 

finanziellen Spielräume gebunden. 

Es gibt bereits gute Beispiele in den Gemeinden. 

Insoweit sind die folgenden Ausführungen auch nicht 

abschließend, sondern sollen Anregungen für die prak-

tische Sozialpolitik vor Ort geben.

Die Gemeinden gestalten die Rahmenbedingungen 

des Zusammenlebens für alle Bevölkerungsgruppen in 

der Weise, dass sie präventiv gegen soziale Ausgren-

zung und positiv für eine Integration im umfassenden 

Sinne für alle Bevölkerungsgruppen wirken. Gemeind-

liche Sozialpolitik beschränkt sich nicht auf das Kurie-

ren sozialer Probleme, sondern investiert ausgewogen 

in Prävention. 

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund sieht 

mit Sorge die Tendenzen in der Praxis, insbesondere 

aus Kostengründen Aufgaben an die 

Kreise abzugeben bzw. auf die 

Geltendmachung eigener Inte-

ressen zu verzichten. Dieser 

Entwicklung muss entgegen-

gewirkt werden. Dabei geht 

es weder um die Konzen-

tration von Zuständigkeiten 

noch um die Übernahme 

neuer Aufgaben. Die Gemein-

den stehen aber im Wettbewerb 

um hohe Lebensqualität für ihre Bür-

ger. Werden Angebote der sozialen Infra-

struktur aus Sicht eines Landkreises als ausreichend 

angesehen, können sich aus lokaler Sicht Defizite und 

Verbesserungsmöglichkeiten ergeben. 

Gemeindliche Sozialpolitik vollzieht sich innerhalb 

der Grenzen der gestalterischen Freiheiten durch die 

Vorgaben des Bundes und der Länder und der vorgege-

benen Finanzausstattung. Diese Grenzen werden enger, 

weil die Gemeinden immer mehr Defizite der vom Bund 

verantworteten sozialen Sicherungssysteme auffangen 

müssen. 

Die Rolle gemeindlicher Sozialpolitik ist aber nicht 

die eines Ausfallbürgen mangelnder oder unzurei-

chender vorgelagerter Sicherungssysteme. Im Vorder-

grund gemeindlicher Sozialpolitik stehen vielmehr die 

Stärkung des eigenverantwortlichen Handelns des Ein-

zelnen und die Übernahme von Verantwortung für Mit-

menschen. Gemeindliche Sozialpolitik dient der Chan-

cengerechtigkeit der Einwohnerinnen und Einwohner.

Gemeindliche Sozialpolitik bedeutet:

❚	 Vorbeugendes statt reaktives Handeln,

❚	 Entwicklung und Förderung bedarfsgerechter 

Angebote, um die gesellschaftliche Teilhabe aller 

zu ermöglichen,

❚	 Verhinderung bzw. Milderung sozialer Disparitäten. 

Dazu brauchen die Gemeinden Frühwarnsysteme, 

kontinuierliche Beobachtung von gesellschaftlichen 

Entwicklungen. Notwendig ist eine kontinuierliche Da-

tenerfassung und -aufbereitung. Die Sozialberichterstat-

tung ist ein Instrument hierzu.
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2.	Demographischen und sozialen Wandel 
	 erkennen 

Die Gesellschaft ist ständigen Veränderungen un-

terworfen. Die Bevölkerung wird vielfältiger, aber auch 

konfliktträchtiger. Die Gemeinden müssen sich auf 

die umfassenden Veränderungen durch die demogra-

phische Entwicklung vorbereiten und zukunftsfähig 

machen. Schlagwortartig kann dieser demographische 

Wandel mit den Begriffen „weniger, älter, bunter und 

ungleicher“ umschrieben werden. 

Der demographische Wandel ist gerade mit 

Blick auf die Sozialpolitik durch folgende Merkmale 

gekennzeichnet:

❚	 die Menschen leben länger und der Anteil der 

Hochbetagten nimmt zu;

❚	 die Unterstützung innerhalb der Familie wird 

nicht zuletzt aufgrund der sinkenden jüngeren 

Bevölkerungsteile abnehmen;

❚	 die Erwerbstätigkeit der Frauen wird steigen mit 

Auswirkungen auf die Rolle in den Familien;

❚	 die Individualisierung und Pluralisierung der 

Lebensstile wird zunehmen;

❚	 die Zahl der Menschen mit Migrationshintergrund 

wird wachsen;

❚	 es werden sich weniger Menschen im Sozialbe-

reich freiwillig engagieren: dies widerspricht den 

steigenden Erwartungen an das zivilgesellschaft-

liche Engagement. 

Die Bevölkerung wird ungleicher, weil auch die 

soziale Polarisierung zunehmen wird. Die Auswir-

kungen treffen die Gemeinden sehr unterschiedlich, die 

Herausforderungen sind aber vielfach identisch. Die de-

mographische Entwicklung hat Rückwirkungen auf den 

Wohnungsbau, die Stadtentwicklungs- und Verkehrspo-

litik, auf Wirtschaft und Beschäftigung, auf die Bildung, 

die Kultur und den Sport, die Infrastrukturentwicklung 

sowie auf die verschiedenen Bereiche der Sozialpolitik. 

Ein wichtiges Themenfeld ist die kommunale Altenarbeit 

und Seniorenpolitik. 

Die Abnahme der Familienunterstützung nicht nur 

in städtischen, sondern auch in ländlichen Regionen 

führt zu einem Ausbau der hauswirtschaftlichen Dien-

ste. Dabei müssen die Aufgaben und Zuständigkeiten 

zwischen Fachkräften, Selbsthilfe und Niedriglohn-Be-

reich definiert und geklärt werden. 

Die Gestaltung des demographischen Wandels wird 

für die Verwaltung und die Politik in den Gemeinden zu 

einer strategischen Daueraufgabe. Leider gibt es keine 

allgemein übertragbaren Strategien für die Bewältigung 

der Zukunftsaufgaben, die aus der demographischen 

Entwicklung resultieren. 

Die demographische Entwicklung fordert ein Mehr 

an Kooperation und interkommunaler gemeindlicher 

Zusammenarbeit. Die Zusammenführung und Bünde-

lung von Aufgaben schafft Synergien und eröffnet Hand-

lungsspielräume. Interkommunale Zusammenarbeit 

ermöglicht, in regionaler Abstimmung die notwendigen 

Dienste und Leistungen vorzuhalten und dabei auch die 

besonderen Herausforderungen des ländlichen Raums 

oder der Stadtumlandproblematik zu berücksichtigen. 

Die Erarbeitung von Konzepten zur Bewältigung 

der demografischen Entwicklung ist eine politische 

Führungsaufgabe. 

3.	Sozialpolitik ist Teil der Stadtentwicklung 
Stadtentwicklung ist mehr als planerisches und 

bauliches Handeln. Sie muss vielmehr zielgerichtet 

Maßnahmen aller Politikfelder bündeln: Gesundheit, 

Bildung, Arbeiten, Wohnen, Kultur und Sport sowie 

Sozialpolitik. Sozialpolitik setzt sich dafür ein, dass das 

Soziale in der strategischen Stadtentwicklung stärkeres 

Gewicht erhält. Die Qualität der sozialen Integration 

wird sich danach bestimmen, ob es gelingt, ein kin-

derfreundliches und altengerechtes Wohnumfeld zu 

schaffen, das Zusammenleben mit den Einwohnern mit 

Migrationshintergrund zu gestalten oder benachteiligte 

Bevölkerungsgruppen einzubeziehen. 

Instrumente sind:

❚	 eine kontinuierliche Sozialberichterstattung

❚	 Sozialplanung als Querschnittsfunktion

❚	 Einbeziehung sozialer Aspekte in alle wesentlichen 

Planungsprozesse

❚	 die Schaffung einer Anlaufstelle „Servicestelle 

Soziales“ in der Verwaltung.
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Nicht nur in großen Städten, auch in Kleinstädten 

und Gemeinden haben sich Gebiete sehr unterschiedlich 

entwickelt. Sozialraumanalysen und kommunale Sozi-

alplanung sind geeignet, diese Entwicklungen und ihre 

Wechselwirkungen zu erfassen. Ihre Ergebnisse sind eine 

Grundlage dafür, dass Gemeinden ihr Gebiet als Sozial-

räume beschreiben. Dies bietet die Möglichkeit, zwischen 

dem unterschiedlichen Bedarf und den Möglichkeiten ein-

zelner Gebiete zu unterscheiden und dementsprechend 

einen spezifischen Handlungskatalog abzuleiten. Eins der 

Ziele lokaler Sozialberichte sollte der Aufbau eines Instru-

ments zur Dauerbeobachtung des sozialräumlichen Gefü-

ges einer Gemeinde sein.

Der Sozialbericht beschreibt in einer Bestandsaufnah-

me die soziale Situation der örtlichen Bevölkerung, erläutert 

in einer Problemanalyse Handlungsfelder und Bedürfnisse, 

formuliert zukunftsfähige Ziele, nennt die Maßnahmen zur 

Erreichung der Ziele einschließlich der Instrumente zur 

Messung der Zielerreichung (Erfolgskontrolle). 

Auf Grund der Sozialraumanalyse können Gemein-

den Prioritätenlisten für Handlungsschwerpunkte erstel-

len. Etablierte Formen für die Planung und Steuerung der 

Quartiers- und Stadtteilentwicklung sind Lenkungskreise, 

Ämternetzwerke und Beiräte, aber auch Projektgruppen 

sowie Runde Tische oder Stadtteilkonferenzen. Durch 

intermediäre Einrichtungen kann die Einbindung der Ak-

teure (zum Beispiel Wohlfahrtsverbände, private Anbieter 

sozialer Dienstleistungen, Selbsthilfegruppen und -initiati-

ven), speziell der Bewohnerschaft, verbessert werden. 

Die sozialräumliche Ausgestaltung gemeindlichen Han-

delns sollte von folgenden Prinzipien geleitet sein:

❚	 Ressort- und handlungsfeldübergreifendes Arbeiten 

(angesprochen sind die Themenfelder Soziales, Ju-

gend und Familie, Beschäftigung, Wirtschaft, Ver-

kehr, Bildung, Kultur, Sport, Gesundheit und Woh-

nen, Versorgung sowie bauliche und städtebauliche 

Erneuerung);

❚	 Integrierte Entwicklungs- und Handlungskonzepte 

unter anderem zur Bündelung von Ressourcen: Aus 

der Analyse und Bewertung der Sozialräume sollte 

ein Ziel- und Maßnahmekatalog für ausgewählte So-

zialräume erstellt werden;

❚	 Vernetzung und Einbindung von lokalen Akteuren aus 

Verwaltung, Freien Trägern der Wohlfahrtspflege, Wirt-

schaft und Zivilgesellschaft zum Beispiel in Projekt-

gruppen, Runden Tischen oder Stadtteilkonferenzen;

❚	 Aktivierung und Beteiligung von Bürgerinnen und 

Bürgern zum Beispiel durch die Förderung von 

Gemeinwesenarbeit.

Die Stadt Moers (ca.109 000 Einwohner) be-

trachtet seit Jahren im Rahmen ihrer Planungen 

der Daseinsvorsorge (Jugendhilfe, Schule, Sport, 

Senioren, Behinderte und Migranten) die Sozial-

räume, das Quartier, die Lebensräume innerhalb 

des Stadtgebietes als den Ansatzpunkt für alle der 

vorstehend genannten Planungen. Hier spiegeln 

sich kleinräumig die gesellschaftlichen Prozesse 

innerhalb des Stadtgebietes wieder. Denn nur in 

der Gliederung des Stadtgebietes in überschau-

bare Sozialräume werden die differenzierten Le-

benswelten der Bewohner darstellbar. Die Informa-

tionsbasis über diese Lebensräume ist einerseits 

rein quantitativ in der Datenbasis der Kommune zu 

sehen. Für die Stadt Moers wird eine Datenbasis 

vorgehalten die aktuell ist, eine Kombination unter-

schiedliche örtliche Gebietsgliederungen, je nach 

Planungsanlass zulässt. Der Bestand an Daten 

weist aber dennoch Lücken, zum Beispiel bei Da-

ten zur Gesundheitsvorsorge, Behinderungen, etc, 

auf, weil die Daten anderer Gebietskörperschaften 

nicht oder nicht in der notwendigen Form zu Ver-

fügung stehen. In der Stadt Moers werden die Er-

gebnisse der statistischen Betrachtungen der Indi-

katoren im Rahmen aller Planungen grundsätzlich 

mit ExpertInnen und Schlüsselpersonen aus den 

Sozialräumen in sogenannten Stadtteilkonferenzen 

diskutiert. Zu der so abgestimmten Datenbasis 

werden die im Sozialraum vorhandenen Stärken 

und Schwächen mit Hilfe der Experten beschrie-

ben, diese fließen in den Planungsprozess der 

Stadt Moers ein. In besonderen Fällen wird eine 

Datenverdichtung durch Befragungen eines reprä-

sentativen Querschnittes der Bewohner des Sozial

raumes vorgenommen. Auch diese Ergebnisse 

werden in den Stadtteilkonferenzen vorgestellt und 

diskutiert. Im Rahmen eines solchen kommunika-

tiven Prozesses entwickeln sich dann Handlungs-

strategien abgestimmt und zugeschnitten auf den 

jeweiligen Sozialraum. Innerhalb der Verwaltung 

der wird sowohl die Erstellung von Sozialraum

analysen, als auch die Erstellung von Planungen 

der Daseinsvorsorge durch eine Stabsstelle beim 

zuständigen Fachdezernat koordiniert.
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4.	Gemeindliche Kompetenzen in 
	 der Arbeitsmarktpolitik nutzen

Die Gemeinden, lokale Beschäftigungsförderungs-

gesellschaften, freie Träger der Jugendhilfe und Wohl-

fahrtspflege sowie weitere lokale Akteure haben in den 

letzten Jahren beachtliche Kompetenzen in der Qualifi-

zierung und Vermittlung arbeits- und ausbildungsplatz-

suchender Menschen aufgebaut. Der Schwerpunkt 

gemeindlichen Handelns liegt insbesondere in der in-

tensiven persönlichen Kommunikation mit den Arbeit-

suchenden, die ein umfassendes Bild des Beratungs- 

und Unterstützungsbedarfs des Einzelnen ermöglicht. 

Aus der sozialpolitischen und sozialräumlichen Arbeit 

der Gemeinden ergibt sich die Möglichkeit, die Ange-

bote und Potenziale verschiedener lokaler Akteure zu 

vernetzen und eine effektive Hilfe bei der sozialen Stabi-

lisierung und Beseitigung des Hilfebedarfs zu leisten.

Die Gemeinden erfüllen überwiegend ihren sozial-

politischen Auftrag im Rahmen der flankierenden Ein-

gliederungsleistungen des SGB II sowohl im Hinblick auf 

die Beseitigung der Vermittlungshemmnisse als auch 

bezogen auf die sozialen Belange des Hilfebedürftigen. 

Hierzu zählen insbesondere die Betreuung minderjäh-

riger oder behinderter Kinder, die häusliche Pflege von 

Angehörigen, die Schuldnerberatung, die psychosoziale 

Betreuung und die Suchtberatung, die als Leistungsan-

gebote vor Ort existieren. Die gemeindlichen Angebote 

in diesen Bereichen werden verstärkt auf den Bedarf 

erwerbsfähiger Hilfebedürftiger ausgerichtet, um ih-

nen eine Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt zu 

ermöglichen. Unabhängig von der Ausgestaltung der 

Leistungsträgerschaft des SGB II werden die Gemeinden 

weiterhin dieses Leistungsspektrum einbringen. Kinder 

und ihre Eltern sind eine unentbehrliche Voraussetzung 

für das wirtschaftliche Gedeihen einer Gemeinde. Fami-

lien profitieren in generativer Hinsicht von einer aktiven, 

altersmäßig gemischten Bürgerschaft.

Der Anteil Alleinerziehender in der Gesellschaft – 

und damit in der Folge auch der Anteil Alleinerziehen-

der im SGB II – nimmt seit Jahren stetig zu. Aufgrund 

der komplexen Problemlagen dieser Personengrup-

pe, zum Beispiel bei einer bedarfsgerechte Kinderbe-

treuung, Hilfe bei Unterhaltsfragen, Aufarbeitung von 

Trennungs- und Scheidungsfolgen, Ausbildung und 

Qualifikation (um nur einige zu nennen), bedarf dieser 

Personenkreis bei der Integration in den Arbeitsmarkt 

einer besonderen Förderung. 

Das Projekt „Alleinerziehende im SGB II“ in Lipp-

stadt wurde nach einer Rahmenvereinbarung zwischen 

den gesetzlichen Leistungsträgern, der örtlichen Ar-

beitsgemeinschaft (Arbeit Hellweg Aktiv – AHA) sowie 

der Stadt Lippstadt zum 1. Juli 2005 eingerichtet. Die 

Leitung des Projektes obliegt der Stadt Lippstadt, die 

sich bereits in den Jahren vor 2005 mit einer Arbeits-

gruppe den besonderen Problemlagen Alleinerziehen-

der angenommen hat. Das Projekt ist, anders als die 

örtliche Arbeitsgemeinschaft, unmittelbar im Gebäude 

der Stadtverwaltung untergebracht. Auf diese Weise 

können die ergänzenden kommunalen Angebote und 

Hilfen für Alleinerziehende wie zum Beispiel Kinder-

tagesbetreuung, offene Ganztagsschule, Unterhalts-

vorschuss und -beistandschaft, Jugend- und Famili-

enbüro, erzieherische Hilfen und andere auf kurzem 

Wege mit den Leistungen nach dem SGB II verzahnt 

werden. 

Die Aufgabenwahrnehmung erfolgt konsequent 

nach dem Prinzip „Leistungen aus einer Hand und 

unter einem Dach“. Dabei arbeiten die Leistungssa-

chbearbeiter/innen und Fallmanager/innen der AHA 

sowie die zuständigen Mitarbeiter/innen für die er-

gänzenden kommunalen Leistungen für den Perso-

nenkreis der Alleinerziehenden „Hand in Hand“. Eine 

dauernde Unabhängigkeit von öffentlichen Leistungen 

kann insbesondere aufgrund der zeitlichen Beschrän-

kungen bei der Ausübung einer Erwerbstätigkeit so-

wie der besonderen Bedarfssituation Alleinerziehen-

der selbstverständlich nicht in allen Fällen erreicht 

werden. Aufgrund der speziellen Beratungs- und 

Betreuungssituation ist es in Lippstadt jedoch gelun-

gen, dass zusätzlich zu den Alleinerziehenden in Qua-

lifizierungsmaßnahmen aktuell etwa 40  Prozent aller 

Alleinerziehenden im Leistungsbezug nach dem SGB 

II einer (teilweise versicherungspflichtigen) Beschäfti-

gung nachgehen. Auf diese Weise wird nicht nur die 

Hilfebedürftigkeit Alleinerziehender reduziert sondern 

auch den im Haushalt lebenden Kindern vermittelt, 

dass der Einsatz eigener „Kräfte und Mittel“ zur Siche-

rung des Lebensunterhaltes selbstverständlich ist.
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Weitere Beispiele:

Es wird die Vermittlung der Kinderbetreuung für die-

jenigen SGB II-Bezieher organisiert, die für die Durch-

führung einer Maßnahme (zum Beispiel Trainings- oder 

Qualifizierungsmaßnahme) oder die Arbeitsaufnahme 

einen Betreuungsplatz benötigen. Dabei wird die famili-

äre Situation ebenso berücksichtigt, wie besondere Be-

treuungserfordernisse (zum Beispiel Mobilität, Wohnort-

nähe, Randzeiten, besondere Bedingungen). 

Frauen, vor allem allein Erziehenden, wird die Mög-

lichkeit geboten, im Rahmen einer Tätigkeit als Tagesmut-

ter einen Zuverdienst zu erwirtschaften. In Kooperation 

mit dem Jugendamt und einem freien Träger wurde ein 

Curriculum angelehnt an die Vorgaben des „Deutschen 

Zentralverbandes für Tagesmütter“ entwickelt. Nach er-

folgreichem Abschluss gibt es ein Zertifikat und die quali-

fizierten Tagesmütter können sich anschließend über die 

Tagespflegestelle des Jugendamtes vermitteln lassen. 

Durch aufsuchende Sozialarbeit wird die Beratung, 

Unterstützung und Orientierung für eine frühzeitige 

Berufs- und Lebenswegplanung junger Menschen un-

terstützt. Es finden Erstkontakte auf freiwilliger Basis 

zu allen Schülern (allgemeinbildende Schulen, Förder-

schulen und Berufsbildende Schulen) ab Klasse 7 statt. 

Besonders berücksichtigt werden zum Beispiel Schüler, 

die aufgrund sozialer oder kognitiver Probleme bei der 

Integration in das System Schule Schwierigkeiten haben, 

Schüler, die Probleme mit dem regelmäßigen Schulbe-

such haben, Lernschwächen aufweisen oder sozial be-

nachteiligt sind. Die Beratungsarbeit bietet Hilfen durch 

Erst- und Folgegespräche, eine Sozialanamese, gegebe-

nenfalls Kontaktaufnahme und Beratung mit den Eltern, 

die Vermittlung in Praktika und weiterführende Ange-

bote sowie die sozialpädagogische Begleitung. 

Ehrenamtliche Paten kümmern sich um die Über-

gänge von Hauptschulabgängern in den Beruf sowie 

um die Erhöhung der Ausbildungsbereitschaft der Be-

triebe. Die 30 ehrenamtlichen Paten halten Kontakt zu 

Betrieben, Lehrern und der Arbeitsagentur und beglei-

ten Hauptschüler des letzten Schuljahres in der Berufs-

findung, der Suche nach Praktika und Lehrstellen. 

Jungen Müttern, die vor dem Hintergrund ihrer 

frühen Schwangerschaft Bildungs- und Ausbildungs-

wege unterbrochen haben, wird eine niedrigschwellige 

Berufsorientierung sowie Qualifizierungsmöglichkeiten 

angeboten. Ziele der Kurse sind die Hinführung junger 

Mütter in eine Ausbildung/Qualifizierung, die Vermitt-

lung junger Mütter in Ausbildung bzw. Qualifizierung so-

wie die Unterstützung der jungen Mütter bei der Kinder-

betreuung sowie der Bewältigung der Alltagssituation. 

5.	Weiterentwicklung der Familienpolitik 
	 zur Generationenpolitik
Die Zukunft der Gemeinden wird maßgeblich davon ab-

hängen, die Familien in das Zentrum der Politik zu stel-

len. Eine Politik für Familien richtet sich an folgenden 

Kriterien aus:

❚	 Schaffung von Entfaltungs- und Lebensräumen 

(zum Beispiel Wohnungen und Spielmöglichkeiten)

❚	 Erleichterung der Entscheidung für das Leben mit 

Kindern

❚	 Stärkung der Leistungsfähigkeit für Familiennetze

❚	 Stärkung von weiteren sozialen Netzwerken in der 

Nachbarschaft

❚	 Hilfen in Notlagen.

Die familiären Netze erbringen vielfältige Leistungen 

für die Gesellschaft. Dazu zählen die tägliche Betreu-

ung, Pflege und Versorgung von Kindern und Erwachse-

nen, Kranken und Älteren, aber auch die Unterstützung 

bei Problemen der Erwerbstätigkeit oder materielle oder 

immaterielle Transferleistungen. Familien vermitteln 

Fähigkeiten zur Alltagssicherung, aber auch Teamfä-

higkeit, berufliche Orientierung und Sozialkompetenz. 

Familien wollen diese Leistungen erbringen. 

Bund und Ländern können vielfach nur Rahmen-

bedingungen (zum Beispiel monetäre Leistungen und 

Finanzausstattung der Kommunen) schaffen, ohne auf 

die genauen Lebensbedingungen der Familien Bezug 

nehmen zu können. Ein derartiger Bezug gelingt nur 

dort, wo die Familien sich tatsächlich aufhalten, also in 

den Gemeinden. Gemeindliche Familienpolitik ist mehr 

als Politik für Kinder und Eltern: Die zunehmende Grup-

pe der älteren und hochaltrigen Menschen muss eben-

falls in familienpolitische Programme und Konzepte ein-

gebunden werden. Familienpolitik muss sich zu einer 

Generationenpolitik entwickeln und das Zusammenle-

ben der Generationen fördern. 
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Das Mehrgenerationenhaus Kaisersesch ist aus 

der Senioreninitiative „Super 60“, einem Aktions- 

und Informationsprogramm der Verbandsgemeinde 

Kaisersesch für ältere Menschen, hervorgegangen. 

Vor dem Hintergrund des demographischen Wan-

dels und sich verändernden Familienstrukturen war 

das Projekt bereits zu Beginn generationenüber-

greifend konzipiert. Die Einbindung von Vereinen in 

Veranstaltungen des Hauses hat sich auf das Mitei-

nander von jüngeren und älteren Menschen günstig 

ausgewirkt. Bestehende Aktivitäten wie der PC-Club 

oder gemeinsame Freizeitfahrten sollen nun in die-

sem Sinne erweitert werden. Darüber hinaus sind 

eine Reihe neuer Angebote geplant. So wird es in 

Zukunft beispielsweise ein Patenschaftsprojekt ge-

ben, mit dem Seniorinnen und Senioren die Jün-

geren bei Bewerbungen und der Suche nach einem 

Ausbildungsplatz unterstützen. 

Das Mehrgenerationenhaus Adelebsen hat sei-

nen Platz im Steinarbeiter-Museum und verfügt da-

mit über Räumlichkeiten, in denen sich alle Genera-

tionen wohl fühlen können. Die bereits bestehenden 

Angebote wie die Kinderbetreuung, die Elternbera-

tung und das Erzählcafé sollen mit der Aufnahme 

in das Aktionsprogramm Mehrgenerationenhäuser 

ausgebaut werden. Dann sollen neben der Haus-

aufgabenhilfe auch eine Jobbörse, PC-Kurse für die 

Generation 50 plus, Sprachkurse für Migrantinnen 

und Migranten sowie ein Bewerbungstraining ange-

boten werden. Dank des großen bürgerschaftlichen 

Engagements kommen hier alle Generationen zu-

sammen: Schülerinnen und Schüler aus Adelebsen 

besuchen ältere Menschen und junge Mütter finden 

eine flexible Betreuung für ihre Kinder.

Als Grundvoraussetzung ist ein familienfreundliches 

Klima herzustellen. Die gesamte Stadtgesellschaft, die 

Entscheider in Politik und Verwaltung sowie der Wirt-

schaft, aber auch die Bürgerschaft selbst müssen sich 

für Kinder und Familien einsetzen. Familienpolitik ist 

nicht nur eine Aufgabe der Kommunalpolitik, sondern 

auch eine Anforderung an freie Träger und die gesell-

schaftlichen Akteure vor Ort wie Wirtschaft, Vereine, 

Verbände, soziale Organisationen, Kirchen sowie die 

Bürgerinnen und Bürger selbst. 

❚	 Familienpolitik darf keine Politik für Familien, son-

dern muss eine Politik mit Familien sein. Familien, 

Kinder und Jugendliche, aber auch Senioren sind 

an Entwicklungs- und Entscheidungsprozessen zu 

beteiligen. Bürgerschaftliches Engagement ist zu 

fördern. 

❚	 Familienpolitik vor Ort darf sich nicht nur auf so ge-

nannte „Problemfamilien“ konzentrieren. Familien-

freundlichkeit setzt voraus, dass sich alle Familien 

durch die Politik ernst genommen fühlen. Selbst-

verständlich sollten Familien in benachteiligten 

Lebenslagen zielgruppenspezifische Angebote ge-

macht werden. 

❚	 Familienpolitik im Sinne einer Mehrgenerationen-

politik muss den Blick auf ein ausreichendes An-

gebot familienunterstützender und haushaltsnaher 

Dienstleistungen richten. Gemeinden müssen die-

se Dienste nicht selbst erbringen. Notwendig sind 

aber zielgerichtete Informationen über vorhandene 

Angebote. 

❚	 Familienpolitik ist eine Querschnittsaufgabe, von 

der Gestaltung des Wohnumfeldes, der Gemein-

deplanung, der Förderung des Genossenschafts-

gedankens, familiengerechter Gebühren, familien-

bezogener Infrastruktur, der Verkehrsplanung, der 

Kinderbetreuung, der Freizeit- Sport und Kulturan-

gebote, dem Ausbau des Dialogs der Generationen 

über die Integrationspolitik bis hin zur Familienbil-

dung und Familienberatung. 

❚	 Familienpolitik als Querschnittsaufgabe erfordert in 

der Verwaltung ein fachbereichs- und ressortüber-

greifendes Management für Familien. Auch wenn 

nicht alle Zuständigkeiten auf örtlicher Ebene lie-

gen, sollte die örtliche Ebene, also die Gemeinden, 

die Steuerungsfunktion übernehmen, da Famili-

enpolitik in dem oben verstandenen Sinn eine ty-

pische örtliche Angelegenheit ist. Kleinere Gemein-

den sollte die Möglichkeit der interkommunalen 

Zusammenarbeit nutzen. 
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In Baden-Württemberg hat der Netzwerkknoten der 

„Lokalen Bündnisse der Familien“, ein Zusammenschluss 

verschiedener kommunaler und regionaler Vertreter, eine 

Handreichung „Familienfreundliche Kommune“ erarbei-

tet. Die Handreichung ist ein Arbeitspapier, das in jeder 

Kommune zur Grundlage für eigene, individuelle Situa-

tions- und Positionsbestimmungen genutzt werden kann. 

Sie kann im Internet unter www.familienfreundliche-kom-

mune.de abgerufen werden. 

Gemeinden brauchen ein individuelles strategisches 

Gesamtkonzept. Ein Gesamtkonzept setzt eine Analyse 

der Ist-Situation und eine Bedarfsanalyse, die Erarbei-

tung der Handlungsbedarfe, die Festlegung von Zielen, 

der zu beteiligenden Akteure sowie der Prioritäten und 

die Auswahl der Steuerungs- und Umsetzungsinstru-

mente voraus. Lokale Veränderungen können durch so-

genannte Familienberichte aufgespürt und strategische 

Maßnahmen daraus entwickelt werden.

❚	 Nähere Informationen zur Familienbericht

erstattung können unter www.familienbericht

erstattung.de abgerufen werden. 

6.	Chancengerechtigkeit für Kinder und Jugendliche 
	 durch frühe Hilfen und Vernetzung

Das gesunde Aufwachsen von Kindern und 

der effektive Schutz des Kindeswohls unter Be-

achtung des Erziehungsauftrages der Eltern sind 

von elementarer Bedeutung für unsere Gesell-

schaft. Wichtigster Baustein des Kinderschutzes 

sind Maßnahmen der Elternberatung und -bil-

dung. Dies geht aber weit über die Kompetenzen 

und Möglichkeiten des Kinder- und Jugendhilfe-

gesetzes hinaus. Denn nicht nur Beratung und 

Unterstützung in Fragen der Partnerschaft oder 

Erziehung sollten angeboten werden, sondern 

auch Kompetenzen in der Hauswirtschaft, mög-

licherweise der Schuldnerberatung, der Sucht-

beratung oder anderer Dienste. Die Gemeinden 

leisten durch Bereitstellung von Angeboten 

für Kleinstkinder und Schulkinder sowie nied-

rigschwelligen Angeboten einen präventiven 

Beitrag dazu, um späteren Fehlentwicklungen 

vorzubeugen und soziale Schieflagen zu vermei-

den. Unerlässlich ist dabei die Zusammenarbeit 

aller Beteiligten zu verbessern und zu intensivie-

ren. Dies betrifft vor allem eine verbindliche Koo-

peration von Gesundheitswesen, Schule, Justiz, 

Frühfördereinrichtungen und Jugendhilfe. 

In der Stadt Bergheim gibt es in einem Teil des Rathauses ein 

Informations- und Beratungszentrum für Kinder, Jugendliche und 

Eltern. Familien finden hier Erziehungs- und Familienberatung, 

sozialpädagogische Familienhilfe, Schulsozialarbeit und Schul- 

und Jugend-Beratung. 

Die Stadt Paderborn hat ein Bildungsbüro Kind und 

Ko(mmune) errichtet, das unter anderem folgende Ziele hat:

❚	 Eltern sollen in der Phase vor und unmittelbar nach der Ge-

burt vielfältige Informationen, Austausch und Beratung fin-

den, damit sie ihre Verantwortung kreativ gestalten können. 

❚	 Kindertageseinrichtungen sind auch Häuser für Familien, um 

sich mit anderen Familien zu treffen und zu Themen „rund 

um das Kind“ auszutauschen.

❚	 Der Einfluss von Eltern als Experten ihrer Kinder in der Kom-

mune soll gestärkt werden.

❚	 Der Austausch zur frühkindlichen Bildung zwischen allen Ak-

teuren „rund um das Kind“ in der Kommune wird gefördert 

und trägt so zu einem Klima des gegenseitigen Verstehens bei, 

unter anderem zwischen Erzieherinnen, Grundschullehre-

rinnen, Hebammen, Kinderärzten und anderen Fachkräften.

❚	 Die Akteure „rund um das Kind“ werden miteinander vernetzt, 

um die Entwicklungs- und Bildungswege der Kinder präven-

tiv, nachhaltig und kontinuierlich begleiten und unterstützen 

zu können.

Beispielhafte Maßnahmen sind zwei Familienhebammen, die 

im Rahmen der erzieherischen Hilfen schwangere Frauen und 

Mütter mit Säuglingen über die medizinische Versorgung hinaus 

in schwierigen Lebenssituationen unterstützen. 
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Der Ausbau der Infrastruktur für Familien 

und ihre Kinder ist für Gemeinden zu einem 

wichtigen Standortfaktor geworden, um Un-

ternehmen und Fachkräfte anzusiedeln. 

Die so genannten „weichen Faktoren“ wie 

Bildungsangebote, Kinderbetreuung, Frei-

zeitgestaltung und Stadtteilintegration sind 

längst zu harten Standortfaktoren geworden. 

Sie werden zu den Aushängeschildern, die im 

Marketing der Kommunen positiv hervorgeho-

ben werden können.

Die Hilfe und Unterstützung für Kinder und 

Jugendliche muss sich stärker sozialraum- und 

lebensweltorientiert entwickeln. Lebenslagen 

dürfen nicht mehr organisatorisch auseinan-

der gerissen werden. Es bedarf einer besseren 

Bündelung und Ausrichtung von Angeboten 

an den tatsächlichen Bedarf- und Problemla-

gen im Stadtteil. Der ganzheitliche Ansatz ist 

zu stärken. Alle Ressourcen in den Sozialräu-

men sollen zur Hilfestellung genutzt werden. 

Dies bezieht sich sowohl auf die Potenziale der 

Familien in den Sozialräumen als auch auf die 

freien Träger. Ziel ist die lokale Vernetzung aller 

Dienste und Angebote im Stadtteil.

In der Stadt Monheim existiert das Familienzentrum 

Mo.Ki, mit den Zielen der Unterstützung von Familien bei der 

Teilhabe am kulturellen Leben sowie bei ihrer Integration in der 

Stadt. Das Familienzentrum soll insbesondere Kindern mehr 

Bildungs- und Entwicklungschancen ermöglichen, Eltern ein 

breites Spektrum an Informations- und Unterstützungsange-

boten bieten und die Qualifizierung der Fachkräfte ausbauen. 

In dem Familienzentrum arbeiten unter anderem die Kinder-

tageseinrichtungen, einzelne Grundschulen, die Erziehungs-

beratungstelle, die Familienhilfe, das Kreisgesundheitsamt, 

die Volkshochschule, die städtische Bibliothek, Ärzte, Ergo-

therapeuten, Sprachtherapeuten sowie die Suchtberatungs-

stelle zusammen. Um die Präventionskette möglichst früh zu 

beginnen, werden im Rahmen von Mo.Ki mit Unterstützung 

einer Familienhebamme und einer Kinderkrankenschwester 

verstärkt auch die unter dreijährigen Kinder einbezogen. 

Das Familienzentrum organisiert zum Beispiel interkulturelle 

Fraueninfotreffs, Mutter-Kind-Gruppen für Deutsche und 

Migranten, Mutter-Kind-Sprachförderangebote, Bewegungs-

förderung für Kinder, Gesundheitsvorsorge, Information über 

gesunde Ernährung, Entlastung von Eltern und Stärkung ihrer 

erzieherischen Kompetenzen.

7.	Durch Bildung und Erziehung 
	 Chancengerechtigkeit unterstützen

Bildung ist die entscheidende Zukunftsfrage für 

unsere Gesellschaft. Ausgangspunkt für Bildungspro-

zesse in den verschiedenen Lebensphasen ist die lokale 

Ebene. Gemeinden haben unabhängig von der Verant-

wortung der Länder für innere Schulangelegenheiten 

eine Schlüsselrolle bei der Verbesserung des Bildungs-

standortes. Sie tragen Verantwortung für Kindergärten, 

Volkshochschulen, Musikschulen, die Ausstattung von 

Schulen, Jugendarbeit sowie von Kultureinrichtungen 

als zentrale Bestandteile der öffentlichen Infrastruktur 

für Bildung. 

Der qualitative und quantitative Ausbau der Kinder-

tagesbetreuung hat einen hohen kommunalpolitischen 

Stellenwert. Die Gemeinden haben in den vergangenen 

Jahren gemeinsam mit freien Trägern erhebliche An-

strengungen unternommen, den Rechtsanspruch auf 

einen Kindergartenplatz sowie den bedarfsgerechten 

Ausbau der Angebote für Kleinstkinder und Schulkinder 

auszubauen und zu gewährleisten. Die Angebote rei-

chen von Kleinkindergruppen in Kinderkrippen, alters-

gemischten Gruppen in Kindergärten, betreuten Spiel-

gruppen, Kindertagespflegestellen, Regelkindergärten, 

Kindergärten mit verlängerten Öffnungszeiten, Wochen-

end- und Urlaubsbetreuung, der Nachmittagsbetreuung 

an Ganztagsschulen, sowie der verlässlichen Betreuung 

im Rahmen der Jugendarbeit. 

Gerade die unterschiedlichen Angebote auf ört-

licher Ebene sichern flexible Betreuungszeiten. Der 

Ausbau der Infrastruktur für Familien und ihrer Kinder 

ist für kreisangehörige Städte und Gemeinden zu einem 

wichtigen Standortfaktor geworden, um Unternehmen 

und Fachkräfte anzusiedeln. 

Kindertageseinrichtungen sehen sich seit einiger 

Zeit umfassenden gesellschaftlichen Erwartungen 

ausgesetzt und zwar sowohl unter bildungspolitischen 

Vorzeichen (Herstellung von Chancengerechtigkeit 
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im Bildungsbereich) als auch unter sozialpolitischen 

Vorzeichen (nicht nur verbesserte Vereinbarkeit von 

Familie und Erwerbstätigkeit, sondern insbesondere 

Kompensation von Begrenzungen / Einschränkungen 

in der familiären Sozialisation, Verbesserung der gesell-

schaftlichen Integration und Prävention durch möglichst 

frühzeitiges Erkennen von möglichen Problemkonstel-

lationen). Unter dem Leitgedanken „Herstellung von 

Chancengerechtigkeit“ bedeutet dies für die Arbeit in 

Kindertageseinrichtungen:

❚	 Frühzeitiges Einsetzen von altersgemäßer gezielter 

Förderung von Kindern.

❚	 Verknüpfung des Erziehungs- und Bildungsortes 

„Kindertageseinrichtung“ mit dem Erziehungs- und 

Bildungsort „Familie“.

❚	 Kompensatorische Arbeit an Kindertageseinrich-

tungen zur Herstellung der Chancengerechtigkeit: 

Es geht um eine besondere Förderung für dieje-

nigen Kinder, in deren familiären und sonstigen 

sozialen Lebensverhältnissen Benachteiligungen 

enthalten sind. Kompensatorische Förderungsbe-

mühungen zielen gleichermaßen auf das Kind wie 

auf die Eltern.

❚	 Das einzelne Kind rückt stärker in den Mittelpunkt 

des pädagogischen Handelns, die Heterogenität fa-

miliärer Lebenslagen innerhalb der Einrichtungen 

gewinnt einen größeren Stellenwert.

❚	 Einrichtungen mit Kindern, die intensiver auf kom-

pensatorische Angebote angewiesen sind, müssen 

mit mehr und gezielter ausgerichteten Ressourcen 

versorgt werden als Einrichtungen mit Kindern, bei 

denen auf Grund ihrer familiärer Lebensverhält-

nisse der kompensatorische Aspekt nicht so stark 

aktiviert werden muss.

Angesicht der mit dem Bildungsanspruch von Kin-

dertageseinrichtungen einhergehende Notwendigkeit, 

Eltern stärker und systematischer in die Erziehungs- 

und Bildungsprozesse einzubeziehen, weiten sich 

Kindertageseinrichtungen von einer „Einrichtung für 

Kinder“ auf eine „Einrichtung für Familien“ (Familien-

zentrum, Kinder- und Familienzentrum, Eltern-Kind-

Zentren usw.) aus. Damit erweitert sich das Spektrum 

der Konzeption von einer alleinigen Ausrichtung auf die 

internen Prozesse auf eine Verortung mit sozialräum-

lichen Bezügen.

Notwendig ist das Verständnis von einem breiten 

Bildungsbegriff, der weit über die Institutionsbereiche 

Schule, berufliche Bildung und Hochschule hinausgeht. 

Vielmehr muss soziales, schulisches und emotionales 

Lernen miteinander verbunden werden. Ausgangspunkt 

für die Organisation der Bildungs- und Lernprozesse 

muss die Orientierung an den individuellen Bedürfnis-

sen und Leistungspotenzialen junger Menschen in ih-

ren jeweils altersspezifischen Phasen vor Ort sein. Diese 

Bildungsprozesse in den verschiedenen Lebensphasen 

finden auf der kommunalen Ebene statt. Nicht nur in 

der Schule, sondern auch in Kindertagesstätten, Famili-

enzentren, Einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit, 

Volkshochschulen, Musikschulen und zahlreichen Kul-

tureinrichtungen sowie Sportvereinen werden die Wei-

chen für die Bildungserfolge gestellt.

Bildungs- und Entwicklungschancen sind räum-

lich sehr unterschiedlich verteilt. Der Wohnumgebung 

kommt eine wesentliche Bedeutung in der Persönlich-

keitsentwicklung und in der Beziehungsaufnahme zur 

Umwelt zu. Dies umso mehr, wenn der Erfahrungs- und 

Bewegungsspielraum klein und fast ausschließlich auf 

diesen Nahraum beschränkt ist. Charakteristisch für 

prekäre Lebenslagen von Familien wie Armut und Ar-

beitslosigkeit ist, dass sie weitere Desintegrationseffekte 

zum Beispiel auf soziale Netze, die Gesundheitsversor-

gung und insbesondere auf den Bildungsbereich haben. 

Deshalb bedarf es einer neuen, öffentlichen Verantwor-

tung für Bildung, die im sozialen Nahraum der Kinder 

und Jugendlichen gemeinsam auszugestalten ist. 

Durch eine systematische und individuelle Bil-

dungsförderung sind die biografischen Besonderheiten 

jedes einzelnen Kindes, ob Junge oder Mädchen, mit 

oder ohne Migrationhintergrund, bildungsnah oder bil-

dungsfern, zum Ausgangpunkt zu machen. Bildungs-

förderung meint hier nicht allein die Erweiterung von 

Wissen im kognitiven Bereich, sondern schließt die so-

ziale und emotionale Persönlichkeitsbildung mit ein. 

Eine zukunftsfähige Bildungs- und Sozialpolitik 

muss bei den Lebenslagen, Lebenswelten und Res-

sourcen der Kinder und Jugendlichen ansetzen und 

darf nicht von engen Ressortgrenzen oder institutio-

nellen Interessen ausgehen. Es geht darum, kleine 

Netze (sozialer Nahraum, Nachbarschaft) mit großen 

Netzen (Jugend- und Sozialpolitik, öffentliche Dienst-

leistung) zu verknüpfen. Partnerschaften und Projekte 

im lokalen Raum sind zu aktivieren, Eigeninitiative, 

Selbsthilfe und nachbarschaftliche Hilfe ausreichend 

zu unterstützen. Wenn alle Beteiligten und Interessen-

gruppen einbezogen werden, ist der Kreis noch weiter 

zu ziehen: Eltern und Elterngruppen, informelle Netz-

werke im Stadtteil, Einrichtungen und Dienste im Stadt-

teil, zum Beispiel Kindertagesstätten, Jugendverbände 
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und Jugendgruppen, Schulen, Eltern-, Familien- und 

Erwachsenenbildung, Erziehungsberatung, Kulturein-

richtungen, Vereine, Künstler und Handwerker sowie 

die Kirchengemeinden.

Die innovativen Modelle sollten in den integrierten 

Dienstleistungen eine qualifizierte und integrierte vor-

schulische Kindererziehung, die Unterstützung, Ein-

beziehung und Schulung der Familien, Erwachsenen-

bildung, Dienstleistungen des Gesundheitswesens, 

praxisorientierte Aus- und Weiterbildung der Erziehe-

rinnen und Erzieher, Lehrerinnen und Lehrer sowie die 

Verbreitung vorbildlicher Berufspraxis umfassen. Auch 

kann zum Beispiel Unterricht außer Haus in Form von 

Projekten, Recherchen oder regelmäßigen Praxistagen 

– in Betrieben, Altenheimen, Museen – Bestandteil von 

organisierten Lernprozessen sein. 

Die gemeinsame Wahrnehmung öffentlicher Verant-

wortung verlangt einen konkreten Ort. Damit im Stadtteil 

neue Bildungsorte entstehen, stellen Einrichtungen wie 

Schulen, Kindertagesstätten und Jugendzentren dazu 

ihre Infrastruktur zur Verfügung und werden zum räum-

lichen Kristallisationspunkt für angebots- und einrich-

tungsübergreifende „Stadträume“ als „Bildungsorte“. 

Die Vernetzung dieser Strukturen vor Ort wird auch 

mit dem Begriff der kommunalen Bildungslandschaft 

umschrieben. Unter einer kommunalen Bildungs-

landschaft wird die Gesamtheit aller auf kommunaler 

Ebene vorhandenen Institutionen und Organisationen 

der Bildung, Erziehung und Betreuung verstanden, die 

in ein Gesamtkonzept der individuellen Bildungsförde-

rung vor Ort eingefügt werden können. Im Kern gehören 

zu dieser Struktur insbesondere die Familien, die Schu-

len, die Kindertageseinrichtungen, die Familienbildung, 

Orte der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit, Sport-

vereine, Angebote der beruflichen Bildung, Träger und 

Einrichtungen kultureller Angebote, Volkshochschulen, 

Musikschulen, Einrichtungen der Weiterbildung usw.. 

Zentraler inhaltlicher Kern einer kommunalen Bildungs-

landschaft ist die Entwicklung eines öffentlich verant-

worteten Gesamtsystems der Bildung, Betreuung und 

Erziehung auf der Basis der spezifischen Lebenslagen 

und Bedürfnissen der jungen Menschen des kommu-

nalen Raums. 

Dass auf diese Weise Orte entstehen, die eine in-

tegrierte Kinder- und Jugendförderung und Bildung 

gewährleisten, stellt die Kinder- und Jugendhilfe trotz 

bereits vorliegender Erfahrungen mit Sozialraumorien-

tierung vor große Herausforderungen: Noch arbeitet sie 

überwiegend getrennt nach Lebensphasen und in ihren 

spezifischen „Säulen“ – was eine biografisch orientierte 

Begleitung und die Gewährleistung von individuell maß-

geschneiderter Förderung erschwert. 

Die gute Kooperation zwischen Kindergarten, 

Grundschule und Familie ist die Grundlage für eine ge-

lingende Bildungsbiographie. Eine besondere Heraus-

forderung ist der Übergang von der Kindertageseinrich-

tung in die Grundschule. Eine Kooperation zwischen 

Kindertageseinrichtung und Schule ermöglicht den 

Lehrkräften einen frühzeitigen Kontakt zu ihren Schü-

lern, der sozialpädagogische Blick der Erzieherinnen 

kann den Lehrkräften helfen, ihre Unterrichtsmethoden 

individueller auf die Kinder abzustimmen, auf der ande-

ren Seite erweitern die Erzieherinnen durch die Zusam-

menarbeit mit den Lehrkräften ihr fachliches Wissen. 

Als Beispiele für die Kooperation werden genannt (vgl. 

BWGZ 2008, S.827):

❚	 regelmäßige Treffen zwischen den Kooperations

beauftragen der Kindertageseinrichtungen und den 

Kooperationslehrern der Grundschule, um gemein-

same Ziele für die gemeinsame Arbeit festzulegen;

❚	 Schulanfänger-Treffs;

❚	 Entwicklungsbeobachtung der Kinder unter Beteili-

gung des Kooperationslehrers;

❚	 Teilnahme am Unterricht einer Grundschulklasse;

❚	 gemeinsame Elternabende;

❚	 gemeinsame Fortbildung, um die gemeinsamen 

pädagogischen Grundlagen zu festigen.

Bildungsarmut zu überwinden, setzt eine integrie-

rende Strategie voraus. Bildungs-, Jugend-, Sozial-, und 

Gesundheitspolitik müssen zusammen gedacht werden. 

Die Chance der einzelnen Kommune liegt darin, sozial-

räumliche Ressourcen – sei es im Stadtteil oder in der 

ländlichen Gemeinde – zu erschließen und zu nutzen 

und alte „Versäulungen“ zu überwinden. Denn um den 

neuen Bildungsort in einem Netzwerk von Beratungen, 

Angeboten und Diensten für Kinder und ihre Familien 

anzusiedeln und zu gestalten, bedarf es der politischen 

und verwaltungstechnischen Unterstützung und Umge-

staltung durch die Kommune. Sie muss Leitziele mit den 

Akteuren vor Ort in den Stadtteilen aushandeln, Sozial-

raumbudgets zur Verfügung stellen und das Controlling 

auf gesamtkommunaler Ebene übernehmen. 

Wenn neue Bildungsorte im sozialen Nahraum ge-

schaffen werden sollen, müssen unter den heutigen Be-

dingungen verschiedene Voraussetzungen erfüllt sein:

❚	 Die einzelne Schule im sozialen Nahraum braucht 

die Möglichkeit, ein auf die jeweiligen lokalen Be
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dingungen abgestelltes Konzept zu entwickeln und 

umzusetzen. Die Schule braucht mehr Gestaltungs-

freiheit, mehr Schulautonomie.

❚	 Die genannten verschiedenen pädagogischen Orte 

und sozialen Dienste müssen gleichberechtigt und 

unter strukturell vergleichbaren Bedingungen im 

Stadtteil mit seinen Ressourcen und Möglichkeiten 

zusammenarbeiten können. 

❚	 Die Kommunen müssen durch inhaltliche Ziele, 

entsprechende Programme und Budgets aufgrund 

der jeweiligen sozialräumlichen Bedingungen und 

den daraus abgeleiteten bildungs- sozial- und ge-

sundheitspolitischen Erfordernissen steuernd Ein-

fluss nehmen können. 

❚	 Die Gemeinden sollten im Übrigen ihre bereits be-

stehenden Möglichkeiten der organisatorischen 

und fachlichen Vernetzung nachhaltig nutzen.

Dazu gehören

❚	 die kommunale Bildungsplanung (Bedarfsgerechtes 

Gesamtkonzept der Bildung, Betreuung und Erzie-

hung) als Integration der Schulentwicklungs- und 

der Jugendhilfeplanung zu einem fachübergreifen-

den Handlungsansatz unter Beteiligung aller gesell-

schaftlichen Akteure weiter zu entwickeln,

❚	 die Zusammenarbeit zwischen Kindergärten und 

Grundschulen auszubauen insbesondere bei den 

individuellen Entwicklungsdokumentationen oder 

der Bündelung von Ressourcen für gemeinsame 

Maßnahmen,

❚	 die gemeinsame Entwicklung von Konzepten für 

Ganztagsschulen/Ganztagsangeboten durch Ein-

beziehung der unterschiedlichen Akteure wie Ju-

gendarbeit, kulturelle Bildung usw. aber auch der 

unterschiedlichen Träger,

❚	 stärkere Zusammenarbeit und Einbindung der Ein-

richtungen und Institutionen, die sich mit Kindern 

und Jugendlichen mit Lernproblemen oder sozialer 

Benachteiligung befassen, insbesondere durch 

Vernetzung von Hilfsmaßnahmen und Ressourcen 

bei Sozialarbeit an Schulen, Schulpsychologischen 

Diensten, Hilfen zur Erziehung, Projekten im Um-

gang mit Schulverweigerung oder dem Übergang 

von Schule und Beruf. 

❚	 Zusammenarbeit aller Ämter (nicht nur Jugend- 

und Schulamt), die mit den Belangen von Kindern 

und Jugendlichen beschäftigt sind, auch wenn im 

Verhältnis Landkreis kreisangehöriger Gemeinden 

unterschiedliche Zuständigkeiten bestehen. 

8.	Durch aktive Seniorenpolitik die älter 
	 werdende Gesellschaft gestalten

Gemeindliche Seniorenpolitik hat die Aufgabe, 

menschliche Würde und individuelle Persönlichkeit im 

Alter zu erhalten. Dazu gehört auch, ein positives Bild 

vom Alter und vom Altern zu vermitteln. Viele Ältere sind 

gesünder und leistungsfähiger als frühere Generationen 

und wollen ihre Kompetenzen aktiv einbringen. Darin 

liegt eine Chance für die Gemeinde (nicht nur Defizite, 

sondern positive Aspekte des Alters). 

Die Gemeinden sind wegen der prinzipiell größten 

Nähe zu den Menschen und zu den konkreten alters-

politischen Problemen die Ebene für die Gestaltung der 

Alten- und Seniorenpolitik. Die Gemeinden sollten eine 

langfristige Gesamtstrategie zur Bewältigung der He-

rausforderungen des demographischen Wandels erar-

beiten. Zielsetzungen für ein kommunales Handeln in 

der Altenarbeit und Seniorenpolitik sind:

❚	 Förderung der selbstbestimmten Lebensführung,

❚	 Erhaltung der menschlichen Würde und der indivi

duellen Persönlichkeit im Alter,

❚	 Ermöglichung der Teilnahme am sozialen, 

gesellschaftlichen und kulturellen Leben in der 

Gemeinde,

❚	 Erhalt der Häuslichkeit,

❚	 Stärkung der Selbsthilfe,

❚	 Vermeidung der Unter- und Überversorgungen mit 

Diensten und Einrichtungen der Altenhilfe,

❚	 Förderung von Netzwerken.

Die Gemeinden reagieren in der Altenarbeit und 

Seniorenpolitik darauf, dass die Altersphase sich weiter 

ausdehnt, sich die Lebenslagen der älteren Menschen 

immer mehr unterscheiden, immer mehr Ältere alleine 

leben, dass Haushalts- und Familienstrukturen sich ver-

ändern und die Altersgruppen inhomogen sind. Ältere 

Menschen sind, wie andere Altersgruppen auch, keine 

homogene soziale Gruppe. Die Arbeits- und Lebensbe-

dingungen sowie die Lebensbiografie prägen auch die 

Situation im Alter. Die soziale Lage älterer Menschen 
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ist also sehr heterogen und sollte vor Ort bekannt sein. 

Wenn auch heute die Einkommenssituation älterer 

Menschen gemessen an früheren Generationen oder 

im Vergleich zu jungen Familien oder Alleinerziehen-

den eher gut ist, müssen mittelfristig auch Lösungen für 

die älteren Menschen gefunden werden, die nur über 

geringe Alterseinkünfte verfügen werden. Von daher ist 

ein differenziertes Hilfeangebote notwendig. In den Ge-

meinden sind niedrigschwellige Angebote zu schaffen, 

die es allen Seniorinnen und Senioren ermöglicht, die 

Angebote wahrzunehmen. 

Altenarbeit und Seniorenpolitik sind eine gemeind-

liche Querschnittsaufgabe und Teil der Daseinsvor-

sorge. Die Gestaltung der Altenarbeit erfordert eine 

ressortübergreifende und interdisziplinäre Sicht. Viele 

Aktivitäten und Maßnahmen für Ältere kommen auch 

anderen Personengruppen zu gute. Mobilitätserleich-

ternde Maßnahmen in der Gemeinde kommen zum 

Beispiel Müttern mit Kinderwagen und behinderten 

Menschen zugute. Weitere Bereiche sind die Nahver-

sorgung und der Nahverkehr. Diese übergreifenden Ziel-

setzungen sind in den Vordergrund zu stellen. Unstreitig 

liegt in der Aufrechterhaltung der Daseinsvorsorge eine 

der größten Herausforderungen. Ausdünnungen im 

öffentlichen Nahverkehr, Konzentration des Einzelhan-

dels auf der grünen Wiese und Schließung der „Tante-

Emma-Läden“ vor Ort, ebenso wie die Schließung der 

Dienstleistungseinrichtungen des täglichen Bedarfs 

(zum Beispiel Post, Geldinstitute, ärztliche Versorgung) 

erschweren gerade für ältere Menschen mit Mobilitäts-

hemmnissen das Verbleiben in der eigenen Wohnung. 

Die Gemeinden können mangels eigener Zuständigkeit 

hier oft nicht eingreifen, sie können aber, zum Bei-

spiel durch den Aufbau und die Unterstützung bürger-

schaftliches Engagements, Mängel kompensieren. Bei-

spiele hierfür sind Nachbarschaftsläden, Bürgerbüros, 

Bereits heute übersteigt die Inanspruchnahme von 

Unterstützungsangeboten für viele ältere Menschen 

ihre finanziellen Möglichkeiten. Hier setzt das Modell 

der „Seniorengenossenschaften“ an. Die Seniorenge-

nossenschaft bietet alle erforderlichen Hilfen an, damit 

die Mitglieder die Möglichkeit haben, bis zum Lebens-

ende in ihrem Wohnumfeld verbleiben zu können. Sie 

eröffnet den freiwilligen Mitarbeiten die Möglichkeit, 

noch zusätzliche Vorsorge für das eigene Alter zu lei-

sten. Wer mitarbeitet, kann frei entscheiden, ob er sich 

das Entgelt auszahlen lässt, oder ob er dieses bei der 

Seniorengenossenschaft anspart. Nähere Informati-

onen über die Seniorengenossenschaft Riedlingen im 

Internet unter www.martin-riedlingen.de

Bürgertreffpunkte, Bürgerbusse oder bürgerschaftlich 

organisierte Mobilitätshilfen für ältere und/oder Men-

schen mit Behinderungen. 

Auch für die Seniorenpolitik gilt der sozialräumliche 

Ansatz. Das unmittelbare Lebensumfeld der älteren 

Menschen ist einzubeziehen. Dazu gehört auch, nicht 

nur die eigene Gemeinde zu betrachten, sondern Ab-

stimmungsprozesse mit dem Umland vorzunehmen. 

In der Seniorenpolitik bedarf es der interkommunalen 

Zusammenarbeit. Allein schon die Zuständigkeiten des 

Landkreises als örtlicher Träger der Sozialhilfe bedingen 

eine Zusammenarbeit. Die kreisangehörigen Städte und 

Gemeinden sollten aufgrund ihrer Bürgernähe in diesem 

Abstimmungsprozess eine aktive Rolle einnehmen. 

Maßnahmen zur Verbesserung der Wohnsituation 

nehmen bei der Sicherung und Verbesserung der selb-

ständigen Lebensführung eine wichtige Rolle ein. Die 

Älteren haben in der Regel den Wunsch, in ihrer Ge-

meinde und in ihrem angestammten Wohnungsbestand 

wohnen zu können. Gemeindliche Wohnungspolitik und 

Bauleitplanung sind insoweit wichtige Felder, insbe-

sondere für die Schaffung neuer Wohnformen und die 

Weiterentwicklung des Wohnraumangebots für ältere 

Menschen. Dazu zählt auch das Vorhandensein haus-

haltsnaher Dienste. Es gibt eine Vielzahl von Beispielen 

alternativer Wohnformen statt der Unterbringung in ei-

ner stationären Pflegeeinrichtung oder einem Altenheim: 

Wohngemeinschaften, betreutes Wohnen, Mehrgene-

rationen-Wohnen, Hausgemeinschaften, ambulante 

Wohngruppen oder gemeinschaftliche Wohnprojekte. 

Die Gemeinden können mit der Wohnungswirtschaft, Ge-

nossenschaften, Vereinen und Wohnungsunternehmen 

Vereinbarungen und Kooperationen über die preiswerte 
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Bereitstellung altengerechter Wohnungen treffen bzw. 

die Umgestaltung in altengerechte Wohnungen ermög- 

lichen. Vor Ort sollten Wohnberatungsstellen existieren.

Zu einem altengerechten Wohnfeld gehören folgende 

Maßnahmen:

❚	 Barrierefreiheit sowohl in Wohnungen als auch 

im Wohnumfeld (zum Beispiel Wohnberatung, 

Förderung der Wohnraumanpassung),

❚	 zukunftsorientierte Bau- und Infrastrukturplanung,

❚	 Erhaltung bzw. Schaffung einer altengerechten 

Infrastruktur im Wohnumfeld  

(zum Beispiel Einkaufsmöglichkeiten, pflegerischer 

Versorgung, usw.),

❚	 Initiierung von ortsnahen Hilfe-Vermittlungsstellen 

für ältere Menschen,

❚	 Erhaltung der Mobilität älterer Menschen durch 

ÖPNV-Angebote,

❚	 Förderung betreuter Wohnformen,

❚	 Freizeitangebote, die älteren Menschen soziale 

Kontakte ermöglichen,

❚	 Förderung der bürgerschaftlichen Identität und 

sozialen Verwurzelung.

In vielen Gemeinden gibt es Initiativen, Netzwerke 

und Projekte, die das Miteinander von Jung und Alt för-

dern. Immer mehr setzt sich die Erkenntnis durch, dass 

es nicht ein Gegeneinander der Generationen gibt, son-

dern die Generationen voneinander profitieren können. 

Die Projekte vor Ort erschöpfen sich dabei nicht nur in 

dem gegenseitigen Besuch von Kindergärten und Alten-

heimen. So führen Kindergärten Theaterstücke in Alten-

heimen auf und Senioren stellen sich in Kindergärten als 

Vorleser zur Verfügung. Jüngere helfen in Wohnanlagen 

Älteren beim Einkaufen, Ältere geben zum Beispiel Schü-

lern Nachhilfeunterricht oder helfen bei den Hausaufga-

ben. Darüber hinaus gibt es gemeinsame Wohnprojekte, 

zum Beispiel allein erziehende Mütter wohnen in Wohn-

anlagen mit allein lebenden älteren Frauen zusammen 

und unterstützen sich gegenseitig. Das Miteinander kann 

beispielsweise gefördert werden durch:

❚	 Planung von Wohngebieten, die sowohl für junge 

Familien, als auch für ältere Generationen attraktiv 

sind,

❚	 Angebote zur Förderung des Austausches zwi-

schen den Generationen (zum Beispiel Paten-

schaften, ehrenamtliche Betreuungsangebote),

❚	 Schaffung von Mehrgenerationenhäusern,

❚	 Stärkung der „aktiven Alten“ (zum Beispiel 

Seniorenbüros, Selbsthilfeorganisationen),

❚	 Förderung von Bildungspatenschaften zwischen 

Schulen und Einrichtungen der Altenhilfe.

Die Gemeinden engagieren sich im Bereich der 

offenen sozialen Altenarbeit. Die offene Altenarbeit er-

öffnet ein breites kommunales Handlungsfeld mit sehr 

differenzierten und vielfältigen Angeboten unterschied-

licher Träger den Herausforderungen der Altenarbeit be-

gegnen zu können. Dadurch können ältere Bürgerinnen 

und Bürger aktiv in das Gemeindeleben eingebunden 

und ihre Ressourcen genutzt werden. Durch die offene 

soziale Altenarbeit werden folgende Funktionen erfüllt:

❚	 Beratung und Information über individuelle 

Lebenshilfe,

❚	 Schaffung intergenerationeller Begegnungs-, Kom-

munikations- und Erfahrungsräume,

❚	 Bereitstellung von Angeboten der Selbsthilfe,

❚	 Vernetzung von Akteuren,

❚	 Eröffnung von Kontaktmöglichkeiten durch soziale 

und kulturelle Angebote,

❚	 Erschließung von Tätigkeitsfeldern für ehrenamt-

liches Engagement,

❚	 Weiterentwicklung engagementfördernder 

Strukturen,

❚	 Angebote von Qualifizierungs- und 

Bildungsmaßnahmen.

Die Gemeinden müssen und sollen nicht alle Maß-

nahmen der Seniorenpolitik und Altenarbeit selbst durch-

führen. Vielfach genügt es, wenn die Städte und Gemein-

den bestimmte Maßnahmen anstoßen, organisatorische 

Hilfe anbieten, eine Anschubfinanzierung ermöglichen 

oder eventuell einen Zuschuss zu den Maßnahmen be-

willigen. Die Gemeinden sollten – soweit dieser besteht – 

ihren Sicherstellungs- und Koordinierungsauftrag erfüllen 

und alle Dienste, Hilfen und Einrichtungen der Altenhilfe 

so bündeln und vernetzen, dass eine ortsnah erreichbare 

Angebotsstruktur besteht. Die Koordination und Koope-

ration der Dienste kann auf zwei Ebenen geschehen, bei 

der individuellen Betreuung sowie bei der Zusammenar-

beit zur Schaffung und Aufrechterhaltung der bedarfsge-

rechten Hilfestruktur. Die Gemeinden sollten berücksich-

tigen, dass ältere Menschen vielfach Probleme haben, 

sich in den unterschiedlichen Zuständigkeiten und der 

Vielzahl von Ansprechpartnern zu Recht zu finden. Der 

Gemeinde kommt hier eine „Lotsenfunktion“ zu. 
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9.	Teilhabe am Leben in der Gesellschaft – 
	 Chancengerechtigkeit 
	 für Menschen mit Behinderungen 

Ziel einer gemeindlichen Behindertenpolitik ist die 

gleichberechtigte Teilhabe der behinderten Bürgerinnen 

und Bürger am Leben in der Gemeinde. Die Verwirk-

lichung von Chancengleichheit, Teilhabe und Gleich-

stellung kann nur dann Erfolg haben, wenn behinderte 

Menschen selbstverständlich in den Gemeinden leben 

können, die individuelle Unterstützung, die sie benöti-

gen erhalten und sich in ihrem alltäglichen Umfeld, dort 

wo sie wohnen, arbeiten und ihre Freizeit gestalten und 

sich dort bewegen können.

Das Thema Behinderung ist deshalb nicht nur unter 

sozialpolitischen Gesichtspunkten zu betrachten, son-

dern muss im Mittelpunkt politischen Handelns stehen. 

Gemeindliche Behindertenpolitik und Behindertenarbeit 

berühren viele Lebensbereiche von Menschen mit Be-

hinderung und damit auch unterschiedliche Aufgaben 

innerhalb der Verwaltung. Die Förderung der Integration 

behinderter Menschen betrifft somit alle Aufgabenfelder 

der gemeindlichen Politik.

In Anbetracht der demografischen Entwicklung 

sehen sich die öffentlichen Kostenträger immer mehr 

gezwungen, die Daseinsvorsorge subsidiärer zu organi-

sieren, da eine durchgängige institutionelle Versorgung 

behinderter oder Pflegebedürftiger immer mehr an ihre 

Grenzen stößt. Dies bedeutet, dass in erster Linie Eigen-

initiative, die Selbständigkeit und die selbstbestimmte 

Lebensführung zu fördern, der Erhalt der Häuslichkeit, 

der Ausbau der Barrierefreiheit und die Förderung bzw. 

Etablierung sozialer Netzwerke voranzutreiben sind. 

In enger Abstimmung mit den örtlichen und über-

örtlichen Trägern der Sozialhilfe bieten sich als primäre 

Handlungsansätze der Ausbau ambulanter Angebote 

sowie die Stärkung des Selbsthilfepotenzials an. Darü-

ber hinaus sind Gemeinden nach Möglichkeit barriere-

frei zu gestalten. 

Der Ausbau ambulanter und offener mobiler Hilfen 

in Form von bedarfsorientierten, alltagsnahen flexiblen 

Angeboten zur Unterstützung selbstbestimmter Le-

bensgestaltung sowie der Teilhabe am Zusammenleben 

in der Gesellschaft hat das Ziel, echte Wahlalternative 

zwischen ambulant unterstützten Lebensformen und 

stationären Betreuungen zu bieten. Insbesondere kann 

der Ausbau folgender ambulanter und offener mobiler 

Hilfen unterstützt werden:

❚	 Frühförderung 

❚	 Familienentlastende / familienunterstützender 

Dienste 

❚	 Kurzzeitbetreuung 

❚	 Ambulant betreutes Wohnen 

❚	 Persönliche bedarfsgerechte Assistenzdienste 

❚	 Integrationshilfen 

❚	 Beratung und Krisenintervention 

In diesem Rahmen setzen sich die Gemeinden für eine 

bedarfsgerechte Angebotsvielfalt ein:

❚	 Die unterschiedlichen Behinderungsgruppen 

werden berücksichtigt. 

❚	 Nutzer sollen entsprechend ihres individuellen 

Bedarfs zwischen verschiedenen Angeboten und 

Trägern wählen können. 

Selbsthilfe setzt auf die Kompetenzen und Ressour-

cen der von Behinderung betroffenen Menschen und 

unterstützt sie in ihrem Anspruch auf Teilhabe. Dazu 

sind verlässliche Rahmenbedingungen, öffentliche 

Räume und professionelle Unterstützung notwendig. 

Eine Stärkung des Selbsthilfepotenzials kann mittels

❚	 Aufbau trägerübergreifender Strukturen, Ver-

netzung von Angeboten sowie Information über 

Angebote, 
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❚	 Förderung von Beratung und Anleitung durch 

Selbstbetroffene als Experten/- innen in eigener 

Sache; dazu gehören sowohl die professionelle 

Unterstützung als auch die Qualifizierung der 

betroffenen Berater/- innen, 

❚	 Förderung von Begegnung und Kommunikation in 

Wohnortnähe, 

❚	 Stärkung von Selbstbestimmung und Eigenverant-

wortlichkeit sowie der aktiven sozialen Rolle der 

Menschen mit Behinderung und 

❚	 Mitsprache sowie frühzeitige Einbindungen an 

entscheidungsrelevanten Stellen

erreicht werden. 

Ein wesentlicher Beitrag der Gemeinden liegt in einer 

möglichst weitgehenden Barrierefreiheit. Dazu gehören 

zum Beispiel:

❚	 Für alle Menschen zugängliche öffentliche Ge-

bäude und Anlagen und ein für jeden nutzbarer 

öffentlicher Verkehrsraum,

❚	 ein öffentlicher Personennahverkehr für alle 

Menschen, 

❚	 eindeutige und aktuelle Warn-, Leit-, Informations- 

und Kommunikationssysteme. 

❚	 Bei der Realisierung dieser Leitlinie sollten die Er-

fahrungen von Menschen mit Behinderungen ge-

nutzt werden.

10. Integration vor Ort fördern
Die konkreten Begegnungen von Menschen mit und 

ohne Migrationshintergrund finden in den Gemeinden 

statt. Hier werden Integrationserfolge und Misserfolge 

unmittelbar sichtbar. Gemeinden unterstützen deshalb 

den Integrationsprozess. Integration verfolgt das Ziel ei-

ner gleichberechtigten Teilhabe aller Bevölkerungsgrup-

pen am gesellschaftlichen Geschehen in der Gemein-

de. Die unterschiedlichen Zuwanderungsgruppen sind 

in die demokratischen, wirtschaftlichen und sozialen 

Strukturen der Gemeinden zu integrieren 

An der Stadt Paderborn lässt sich der gemeinsame 

Weg zu einem migrationspolitischen Handlungskonzept 

gut beschreiben. Vor dem Hintergrund eines Zuwan-

dereranteils von fast einem Fünftel der Bevölkerung 

kam es in der Frage der Zuwanderung in Paderborn zu 

einem Paradigmenwechsel: Die neuen Bevölkerungs-

gruppen werden auch als Chance der Stadtentwicklung, 

als Potenzial zukünftiger Möglichkeiten und Innovation 

erkannt. Die Einrichtung eines Integrationsbüros sowie 

Fortbildungsmaßnahmen dienten dem neuen Hand-

lungskonzept ebenso wie die Einbindung aller relevanten 

kommunalen Akteure einschließlich der Migrantenselb-

storganisationen in den Aufbau einer effektiven Prozess-

struktur mit fünf zentralen Handlungsfeldern: Sprachför-

derung, Kultureller Austausch, Ehrenamt und Migration, 

Wohnen, schulische und berufliche Bildung. („Zuwan-

derung als Chance begreifen – Das Migrationspolitische 

Handlungskonzept in Paderborn“, Ausgabe 10/07 der 

„Stadt und Gemeinde)

Integration setzt bei den Potenzialen der einheimi-

schen und zugewanderten Bevölkerung an, nicht bei 

ihren Defiziten. Integration sieht das Individuum, seine 

besonderen Begabungen und erworbenen Fähigkeiten. 

Erfolgreiche Integrationspolitik ist eine Bereicherung für 

die Gemeinde:

❚	 Eine mehrsprachige Bevölkerung stärkt die Chan-

cen eines Standortes,

❚	 die kulturelle Vielfalt bietet neue Möglichkeiten zur 

Entwicklung einer offenen Kultur,

❚	 Familienverbünde, nachbarschaftliche Selbsthilfe 

und Netzwerke von Einwohnern stabilisieren die so-

zialen Strukturen einer Gemeinde.

Das bedeutet nicht, dass nicht dort, wo kompensa-

torische Angebote nötig sind, diese auch erbracht wer-

den müssen.

Die Gemeinden unterstützen mit Blick auf den In-

tegrationsprozess eine stärkere Vernetzung der gesell-

schaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Akteure 

vor Ort und initiieren erforderlichenfalls Vernetzungen. 

Sie treten dabei im Rahmen ihrer Möglichkeiten als zen-

traler Akteur zur Koordinierung und Abstimmung der 

verschiedenen Integrationsbemühungen auf.
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Die Stadt Arnsberg hat in einem „Fachdienst Zu-

wanderung und Integration“ die wesentlichen mit Inte-

grationspolitik beteiligten Akteure und Dienstleistungen 

zusammengefasst. Seit 2001 setzt die 80 000-Einwoh-

ner-Stadt ihr Integrationskonzept systematisch um und 

vernetzt Politik und Verwaltung, Bürgerinnen und Bürger 

sowie lokale Akteure bei der Verankerung integrations-

freundlicher Strukturen. Kennzeichnend für das Arnsber-

ger Konzept ist nicht die einseitige Fürsorge oder Betreu-

ung. Vielmehr sind die Zugewanderten auch gefordert, 

sich mehr in die bürgerschaftliche Stadt einzubringen. So 

wird ihr Potenzial bewusst für das Zusammenleben und 

die Entwicklung Arnsbergs genutzt. Durch die Einrich-

tung des Fachdienstes konnte die Zusammenarbeit von 

Migranten und Verwaltung erheblich verbessert werden 

und in der Arbeit mit Asylbewerbern und Flüchtlingen 

eine deutliche Qualitätssteigerung festgestellt werden. 

(„Integrationspolitik am Beispiel der Stadt Arnsberg“, 

Ausgabe 11/05 der „Stadt und Gemeinde“)

Auch die Beispiele der Gemeinde Belm und das 

des Landkreises Hersfeld-Rotenburg zeigen, wie man 

im ländlichen Raum durch Netzwerkbildung Strukturen 

effektiver Integrationspolitik aufbauen und dadurch alle 

Beteiligten stärken kann. Zunehmend beteiligen sich 

auch Zuwanderer an den Aktivitäten des Netzwerks. Die 

Integration in den Arbeitsmarkt sowie die gegenseitige 

Akzeptanz haben sich merkbar erhöht. Ferner ist das 

Bürgeramt für Migration und Integration der Stadt Hamm 

beispielhaft für eine zentrale Servicestelle, die alle Dienst-

leistungen im Zusammenhang mit Migration und Integra-

tion bündelt und somit den „Kunden“ eine Bedienung 

aus einer Hand – one-stop-government – anbietet.

In Aachen wurden Beratungsangebote für Migran-

tinnen und Migranten gebündelt, um dadurch eine bes-

sere Integration in Arbeitsmarkt und Stadtgesellschaft 

zu vereinfachen. Mit Unterstützung von Landesmitteln 

wurden die Durchführung einer individuellen ersten Bil-

dungsberatung mit den Schwerpunkten Sprache, Bil-

dung und Arbeitsmarkt ermöglicht sowie Bildungs- und 

Qualifizierungsmaßnahmen gefördert. Die Ergebnisse ge-

lungener Vernetzung und Kooperationen von Ausländer-

behörde, Stabsstelle Integration, ARGE, Sprachkursträ-

gern, Migrationsberatern und Migrantenorganisationen 

werden insbesondere an einer hohen Vermittlung von 

Teilnehmern in Integrationssprachkurse deutlich. 

Unabhängig von ausländerrechtlichen Zuständig-

keiten unterstützen die Gemeinden durch „Lotsen“ Zu-

wanderer nicht nur bei der Wahrnehmung von Bildung-

sangeboten des Bundes und der Länder (zum Beispiel 

durch Information über entsprechende Angebote) und 

führen diese zu den Angeboten hin bzw. fordern zur 

Teilnahme auf, sondern stehen als Ansprechpartner zur 

Verfügung. Die Gemeinden ergänzen durch kommu-

nale Maßnahmen das Bildungsangebot und vernetzen 

ihre Angebote mit denen des Bundes und der Länder. 

Die Gemeinden fördern in Sozialräumen mit In-

tegrationsdefiziten durch Quartiersmanagement und 

Netzwerkbildung das Zusammenleben zwischen den 

Bevölkerungsgruppen und stärken mit niedrigschwel-

ligen sozialen und kulturellen Angeboten die Lebens-

qualität im und die Identifikation mit dem Quartier. 

Wohnen ist nach dem Erlernen der deutschen Sprache 

der zweitwichtigste Indikator für die Integration. Gettoi-

sierungstendenzen behindern die Integration. Integra

tion gelingt vornehmlich in sozial angemessenen nicht-

segregierten Gebieten.

Die sozialen Dienste in den Gemeinden öffnen sich 

konzeptionell und personell den Bedarfen der Einwoh-

nerinnen und Einwohner mit Migrationshintergrund. 

Handlungsansätze sind neben der Öffnung der Re-

geldienste niedrigschwellige Angebote in Bürgerhäu-

sern, Begegnungsstätten, Jugendklubs und anderen 

Kristallisationspunkten des öffentlichen Lebens im so-

zialen Raum einschließlich der Vernetzung mit Fach-

beratungsstellen und sozialen Diensten. Dazu zählen 

weiter die Sensibilisierung vorhandener Netzwerke für 

die Belange von Migranten, zum Beispiel örtliche Pfle-

gekonferenzen und Verbünde der Jugendhilfe, eine of-

fensive interkulturelle Arbeit sowie die Differenzierung 

der besonderen Bedürfnisse und Bedarfe einzelner 

Migrantengruppen, wie zum Beispiel im Bezug auf die 

Probleme des Alters oder der Pflegebedürftigkeit. Die 

Notwendigkeit und die Möglichkeiten kultursensibler 

Altenarbeit sind zu beachten. Es empfehlen sich fol-

gende Maßnahmen:

❚	 Schulung von Multiplikatoren, um Informationsde-

fizite abzubauen,

❚	 interkulturelle Fortbildung von Pflegepersonal und 

in der Altenhilfe Tätigen,

❚	 kulturelle Anpassung der Wohn- und 

Pflegeeinrichtungen,

❚	 Berücksichtigung der individuellen Bedürfnisse 

und der Heterogenität der Migrantinnen und 

Migranten.
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Die Gemeinden nutzen die vielfäl-

tigen Angebote des örtlichen Brauch-

tums sowie die Vereine oder die frei-

willigen Feuerwehren, um Zuwanderer 

in das örtliche Gemeinwesen einzubin-

den. Die Gemeinden fördern den inter-

kulturellen bzw. interreligiösen Dialog 

als festen Bestandteil der kommunalen 

Infrastruktur.

Die Gemeinden unterstützen im 

Rahmen ihrer Möglichkeiten die beruf-

liche Integration von Menschen mit Mi-

grationshintergrund auch in ihrer Rolle 

als Arbeitgeber. Die Mitarbeiter in den 

Gemeindeverwaltungen spiegeln die 

unterschiedlichen Zuwanderungsgrup-

pen in der Gemeinde wieder und bilden 

Mitarbeiter in der Weise fort, dass dem 

Ziel der Kundenfreundlichkeit und dem 

Bedarf an interkultureller Kompetenz 

in der Verwaltung noch wirkungsvoller 

Rechnung getragen werden kann.

Die Gemeinden tragen im Rahmen 

kommunaler Wirtschaftsförderungskon-

zepte der zunehmenden Bedeutung 

der ethnischen Ökonomie Rechnung 

und wecken in der Bevölkerung und 

der Verwaltung das Bewusstsein für das 

Potenzial der ethnischen Ökonomie. 

Die Stadt Deggendorf weist vielfältige Integrationsaktivitäten auf, die 

sowohl auf privater Basis wie auch auf städtischer Initiative entstanden 

sind. Die Stadt und die Oberbürgermeisterin versuchen, durch persön-

liche Ansprache und Aktivierung bürgerschaftlichen Engagements den 

ankommenden Spätaussiedlern das Gefühl zu vermitteln, in Deggendorf 

willkommen zu sein. Menschen, die im Übergangswohnheim ankom-

men, werden von der Oberbürgermeisterin und der Stadträtin zu einem 

Gespräch eingeladen und bekommen bei einer Stadtführung mit dem 

Bus die Stadt gezeigt. Dazu werden auch bereits heimische Bürger und 

die Vereine durch die Stadt und die Bürgermeisterin angesprochen, sich 

gezielt um die Integration der ankommenden Spätaussiedler zu bemü-

hen. Dies wird von Kommunikationsmaßnahmen begleitet. Inzwischen 

unterstützt ein Internationaler Freundschaftskreis die Integrationspoli-

tik mit Angeboten wie Kinderstube, Hausaufgabenbetreuung, Jugend-

gruppe, verschienen Hilfestellungen, spezifischen Veranstaltungen, von 

Stammtischrunden über Familienfreizeiten bis hin zu Sprachkursen. 

Jährlicher Höhepunkt ist das Integrationsfest, bei dem viele junge und 

ältere Deggendorfer und Deggendorferinnen einheimischer und auslän-

discher Herkunft zusammen kommen, ihren Beitrag zu einem internati-

onalen Buffet beisteuern und bei Musik, Tanz und Karaoke miteinander 

ins Gespräch kommen.

In der Stadt Lohne wurde ein Integrationspakt gegründet mit kon-

kreten Zielsetzungen: Arbeitgeber sollen Zuwanderern den Zugang zu 

Beschäftigung erleichtern, Vereine die Mitgliedschaft von Migranten för-

dern und Zuwanderer sollen zum Beispiel Mitglied in den Nachwuchs-

feuerwehren oder des Technischen Hilfswerks werden.

11.	Gesundheitsprävention gemeindlich 
		 mitgestalten

Die Gemeinden gestalten das unmittelbare Leben-

sumfeld der Menschen, dazu gehören auch die Ge-

sundheitsprävention und die Gesundheitsförderung. 

So spielt der systematische Ausbau von Gesundheits-

förderung, Prävention und Rehabilitation eine wichtige 

Rolle für die eigenständige Lebensführung älterer und/

oder behinderter Menschen. Aber auch bei Kinder und 

Jugendlichen gewinnt mit Blick auf Alkoholkonsum, 

Fehlernährung und Bewegungsmangel die Gesund-

heitsprävention zunehmend an Bedeutung. 

Die Gemeinden stoßen an Zuständigkeits- und Ka-

pazitätsgrenzen. Im Gesundheitswesen sind Politik und 

Selbstverwaltung, die Krankenkassen und kassenärzt-

lichen Vereinigungen, gefordert, für eine ausreichend 

ärztliche Versorgung insbesondere in ländlichen Regi-

onen zu sorgen. Derzeit ist eine flächendeckende Ver-

sorgung in einigen Regionen nicht mehr gewährleistet 

und es besteht dringender Handlungsbedarf. 

Die Gemeinden unterstützen die Gesundheitsprä-

vention. Diese beginnt bereits bei der Gesundheits-

erziehung von Kindern und Jugendlichen in den Ta-

geseinrichtungen bzw. in den Schulen und setzt sich 

bei der Unterstützung und Hilfe für Familien fort. Im 

Familienalltag, der eine wesentliche Ressource für die 

Erhaltung der Lebensfähigkeit und der Gesundheit 

darstellt, werden Verhaltensweisen gelernt, die die Ge-

sundheit beeinflussen. Ernährungsgewohnheiten, Rau-

chen und Alkoholgenuss werden Kindern vorgelebt, 
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Gesundheitsbewusstsein wird vermittelt oder im Gegen-

teil vernachlässigt. Das gesundheitsfördernde Verhalten 

hängt nicht unerheblich mit der Gestaltung des Fami-

lienalltags zusammen. Deshalb bieten die Gemeinden 

gerade benachteiligten Familien Hilfen und Beratung 

an. Ausländische Familien nehmen die vorhandenen 

Systeme der gesundheitlichen Vorsorge unterschiedlich 

stark in Anspruch. Notwendig sind gezielte Informati-

onen für Migranten, insbesondere für Mütter. Dazu ge-

hören Angebote in muttersprachlichen Sprechstunden 

und muttersprachlichen Informationsveranstaltungen 

möglichst auf Ortsebene.

Die Gemeinden können zum Beispiel gemeinsam 

mit Sportvereinen und anderen Trägern Projekte zur 

Stärkung der Gesundheitsprävention entwickeln. Die 

Gemeinden 

❚	 vernetzen Angebote der Altenhilfe und des 

Gesundheitswesens,

❚	 unterstützen Projekte zur Entlastung pflegender 

Angehöriger, zum Beispiel Nachbarschaftsnetz-

werke, Einrichtung einer Pflegeberatung.

Zu den primär präventiven Maßnahmen des Hand-

lungsfeldes Gesundheit zählen:

❚	 Vernetzung der Akteure des Gesundheits- und 

Pflegewesens, zum Beispiel Kranken- und Pflege-

kassen, soziale Dienste, ambulante und stationäre 

Versorgung), 

❚	 Ausbau zielgruppenspezifischer Angebote der 

Gesundheitsförderung und Prävention,

❚	 Unterstützung von Selbsthilfeangebote,

❚	 Gesundheitsberatung,

❚	 Einbindung Dritter, zum Beispiel Sportvereine, in 

präventive Angebote,

❚	 Maßnahmen der Stadtentwicklung und öffentliche 

Bauvorhaben werden hinsichtlich ihrer Auswir-

kungen auf Bewegung im Alltag geprüft. 

12.	Bürgerschaftliches Engagement 
		 weiter stärken

Auf der gemeindlichen Ebene wird die Entwicklung 

hin zu einer durch persönliches und gesellschaftliches 

Engagement geprägten zivilen Bürgergesellschaft un-

terstützt. Bürgerinnen und Bürger erbringen wertvolle 

Angebote und Leistungen für das Gemeinwesen. Sie 

machen mit ihrem Engagement auf soziale und gesell-

schaftliche Probleme aufmerksam und erarbeiten ge-

meinsam mit der Gemeinde, Vereinen und Verbänden 

und Initiativen neue Wege zur Problembearbeitung. 

Aktuelle Beispiele sind die Hospizarbeit, die Senioren-

arbeit sowie die Jugendförderung. Dabei geht es nicht 

darum, Menschen in Not allein zu lassen, sondern ein 

ausgewogenes Verhältnis von öffentlicher und privater 

Verantwortung zu gestalten. Entscheidend für ein funk-

tionierendes Gemeinwesen sind ein bürgerschaftliches 

– auch finanzielles – Engagement von Privaten sowie 

eine volle gesellschaftliche Teilhabe aller Einwohner. 

Eigeninitiative der Einwohnerinnen und Einwohner, 

Initiativen von Selbsthilfegruppen Betroffener und die 

Entstehung örtlicher Netzwerke sind zu fördern. An die 

Stelle des „Konsums“ sozialer Leistungen muss eine 

aktivierende und motivierende gemeindliche Sozialpo-

litik treten. Bürgerschaftliches Engagement trägt dazu 

bei, die Lebensqualität in den Gemeinden zu verbes-

sern. Eltern, die sich für eine bessere Kinderbetreuung 

einsetzen, tragen dazu bei, dass Einrichtungen für eine 

familienfreundliche Gemeinde entstehen und die Ge-

meinde zu einem attraktiven Standort für junge Fami-

lien wird. Auch besonders benachteiligte Gruppen in 

sogenannten Problem-Stadtteilen können für eine Be-

teiligung gewonnen werden, zum Beispiel im Rahmen 

des Quartiermanagements. 

Die Gemeinden müssen allerdings auf das ge-

wandelte Verständnis von bürgerschaftlichen Enga-

gement reagieren und den Bürgerinnen und Bürgern 

einen gestalterischen Freiraum zur Umsetzung eigener 

Ideen bieten. Die Gemeinde sollte keine Ergebnisse 

vorgeben, sollte lediglich eine Plattform, gleichsam die 
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Infrastruktur für bürgerschaftliches Engagement zur 

Verfügung stellen. Sie hat die Aufgabe, einzelne Bür-

geraktivitäten zu vernetzen und zu koordinieren und – 

etwa im Rahmen eines Bürgerbüros – organisatorischen 

Beistand zu leisten. Auch hier ist entscheidend, dass 

jede Gemeinde ihre maßgeschneiderte Lösung findet. 

Die Aktivierung bürgerschaftlichen Engagement setzt 

neue Anforderungen an alle professionellen Akteure vor 

Ort. Sie müssen sich am Bedarf der Nutzerinnen und 

Nutzer, an deren Willen und Nachfrage orientieren und 

mit diesen kooperieren.

Die Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements 

lässt sich nicht standardisieren, vielmehr muss jede Ge-

meinde ihren eigenen Weg finden. Allgemein notwendig 

ist der Ausbau einer engagementfördernden Infrastruk-

tur. Erprobte Einrichtungen sind zum Beispiel Büros für 

Selbsthilfe, Kontakt- und Informationsstellen für Initiati-

ven, Selbsthilfekontaktstellen, Freiwilligenagenturen oder 

-zentren, Seniorenbüros. Diese Einrichtungen informie-

ren, beraten und vermitteln freiwillig Engagierte oder 

Menschen, die sich engagieren wollen. Sie kümmern 

sich um die Qualifizierung der engagierten Freiwilligen. 

Für die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements 

ist weiter von Bedeutung, dass die Gemeinden eine An-

erkennungskultur entwickeln und pflegen. Welche Maß-

nahmen und Wege die jeweilige Kommune hierfür wählt, 

hängt von örtlichen Traditionen und Gegebenheiten ab. 

Zur Wertschätzungskultur gehört, dass die Zusammenar-

beit von Hauptamtlichen und bürgerschaftlich Engagier-

ten „auf gleicher Augenhöhe“ erfolgt. Bürgerschaftliches 

Engagement braucht Orte, die über die notwendige in-

frastrukturelle Ausstattung verfügen und den Engagierten 

und Initiativen zur Verfügung stehen.

Im Übrigen empfehlen sich folgende Maßnahmen:

❚	 Aufbau einer Vielfalt von Beteiligungsformen, 

❚	 Sicherstellung von Fort- und 

Weiterbildungsangeboten, 

❚	 Herstellung von Transparenz und eines 

Informationsaustausches, 

❚	 Förderung des bürgerschaftlichen Engagements 

von jungen Menschen, zum Beispiel durch 

Aktionstagen, 

❚	 Ermunterung benachteiligte junge Menschen zur 

Partizipation,

❚	 Einbeziehung von Schulen und Bildungseinrich-

tungen in die Entwicklung kommunaler Projekte,

❚	 Nutzung des gemeindlichen Vereinswesens. 

Das „Soziale Dienstleistungszentrum Felsberg” bie-

tet zahlreiche Angebote und Leistungen für Angehöri-

ge aller Generationen. Die Einrichtung ist Träger eines 

integrativen Kindergartens für Kinder ab dem ersten 

Lebensjahr, organisiert eine sozialpädagogische Schü-

lerbetreuung, versorgt mit ihrer Großküche sowohl die 

Schülerinnen und Schüler der nahe gelegenen Schule 

als auch Senioren mit einem Mittagessen, stellt einen 

Haushaltsservice für Senioren und Familien bereit und 

ist Ausbildungseinrichtung für Hauswirtschafterinnen. 

Das Zentrum versteht sich als Einrichtung, mit der die Le-

bensbedingungen von Kindern, Familien und Senioren in 

Felsberg verbessert und ein familienfreundliches Klima 

in der Stadt geschaffen werden soll. In den Räumlich-

keiten des Zentrums treffen sich Vereine und Gruppen, 

finden Bürgerversammlungen statt und werden Feste 

gefeiert. Die Kooperation zwischen Dienstleistungszen-

trums und Schule hat die Schule als öffentliche Einrich-

tung verändert. Die Beteiligten selbst sprechen von einer 

„offenen Schule“, die sich sowohl räumlich als auch in 

ihrem Selbstverständnis und in ihren Angeboten geöff-

net hat. War früher das Schulgelände nach Unterrichts-

schluss, verlassen, so ist der Ort heute eine lebendige 

Einrichtung, die ganztags von verschiedenen Gruppen 

genutzt wird. Nach dem Mittagessen wird die Cafete-

ria zum Seniorentreff, abends tagen hier die Beiräte für 

Kinder, Familien, Jugendliche und Senioren, Vereine 

wie die „Elternschule“ und die Volkshochschule nutzen 

die Räumlichkeiten. Die Zusammenarbeit hat die Um-

wandlung in eine Ganztagsschule ermöglicht, indem die 

Großküche des Dienstleistungszentrums die Versorgung 

der Schüler übernimmt. Die Kooperation mit Vereinen 

macht es möglich, dass die Schüler nachmittags betreut 

und bei den Hausaufgaben unterstützt werden und dass 

durch Honorarkräfte und ehrenamtlich tätige zusätzlich 

Arbeitsgemeinschaften angeboten werden können. Mit 

den neu geschaffenen Angeboten der Schulsozialarbeit 

und des Präventionskreises, in dem Schulsozialarbeit, 

städtische Jugendpflege, mobile Jugendarbeit und Mitar-

beiterinnen aus dem Dienstleistungszentrum zusammen 

arbeiten, hat sich der Arbeitsauftrag erweitert. Lokal an-

sässige Unternehmen erbringen zusätzliche Leistungen. 

So spendete ein Stromversorger die Kücheneinrichtung 

für das Dienstleistungszentrum, und ein Malerbetrieb 

strich die Räumlichkeiten für die Elternschule. 
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In einer Stadt ist ein Treffpunkt für Engagierte 

eingerichtet worden. Der Treffpunkt, der sich in städ-

tischer Trägerschaft befindet und durch die Kommu-

nen finanziert wird, ist eine generationsübergreifende 

Freizeit- und Begegnungsstätte für Kinder, Jugend-

liche und Erwachsene. Er ermöglicht Vereinen und 

Bürgergruppen sich zu engagieren und fördert den 

Dialog zwischen den verschiedenen Gruppen und 

den Generationen. Ein altes Bahnhofsgebäude wird 

als offener Bereich von allen, auch von Vereinen, für 

Veranstaltungen genutzt. Im Übrigen sind das ört-

liche Selbsthilfebüro, Träger aus dem Bereich der 

Kinder- und Jugendförderung und der Jugendberufs-

hilfe sowie Initiativen untergebracht. Die Einrichtung 

wird durch einen hauptamtlichen Mitarbeiter koordi-

niert, der von Honorarkräften, Ehrenamtlichen sowie 

Zivildienstleistenden unterstützt wird.

Eine besondere Bedeutung kommt dem Engagement 

und der Partizipation von Kindern und Jugendlichen zu. 

Dabei haben die Gemeinden darauf zu achten, dass der 

Trend zur Segregation von Altersgruppen nicht noch durch 

eine separierende altersorientierte Beteiligungspolitik ver-

stärkt wird. Solche Gefahren gilt es im Auge zu behalten, 

wenn Konzepte und Maßnahmen zur Beteiligung für junge 

Menschen entwickelt werden. Gleichwohl ist ihnen als Ex-

perten in eigener Sache eine Stimme bei Entscheidungen 

zu geben, die sich auf ihre lokalen Lebensbedingungen 

auswirken und sie sollen gleichzeitig ermuntert werden, 

sich für das Gemeinwesen zu engagieren. Kinder und 

Jugendliche, aber auch Jugendverbände, Initiativen und 

Projekte brauchen vor Ort Ansprechpartner, die als Lotsen, 

Moderatoren oder Mentoren für die Anfragen und Anliegen 

zur Verfügung stehen und die Kinder und Jugendlichen bei 

ihren Beteiligungswünschen unterstützen, beraten und för-

dern können. Ob diese Ansprechpartner ausschließlich für 

die Partizipation von Kindern und Jugendlichen oder aber 

für die Bürgerinnen und Bür-

ger insgesamt verantwortlich 

sind, hängt von der Größe der 

Gemeinde und den Gegeben-

heiten vor Ort ab. Auf jeden Fall 

sollten in der Gemeinde klare 

Verantwortlichkeiten definiert 

werden. 

Früh übt sich – in Ladenburg, 
Baden-Württemberg, hilft eine 

Kindergartengruppe, wilden 
Müll zu sammeln
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